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Ein treffsicheres Urteil über die w irtschaftliche Bedeutung eines Landes 
w erden w ir dann erst gewinnen, w enn w ir m öglichst genaue, auf Tatsachen 
begründete, nicht nur von  Eindrücken geleitete Einzelberichte über die ver­
schiedenen W irtschaftszw eige erhalten können. W ir haben verschiedene 
M öglichkeiten, die w irtschaftliche Lage der einzelnen W irtschaftszw eige 
zahlenmäßig zu beurteilen : W ir  können zunächst aus der B e s c h ä f t i g u n g s ­
s t a t i s t i k ,  d. h. aus der Anzahl der in den einzelnen W irtschaftsgebieten 
beschäftigten Personen, brauchbare Rückschlüsse ziehen. Im engen Zusammen­
hang mit der Beschäftigungsstatistik steht die L o h n s t a t i s t i k .  Die auf 
•den einzelnen W irtschaftsgebieten gezahlten Löhne sind ebenfalls gute Grad­
m esser der Leistungsfähigkeit der einzelnen Industrie- und Handelszweige. 
Einen w eiteren, sow ohl die innere als auch die weltw irtschaftliche Leistungs­
fähigkeit eines Landes kennzeichnenden Bew ertungsfaktor gewinnen w ir durch 
die E i n f u h r -  u n d  A u s f u h r z a h l e n  von Industrie- und Handelserzeug- 
nissen.

Diese in Deutschland durch das Kaiserliche Statistische Amt veröffent­
lichten Aus- und Einfuhrzahlen ergeben aber nur einen teilweisen B eleg ; ein 
vollständiges Urteil können w ir uns erst durch die wirklichen Gesamt­
erzeugungsziffern, durch die Erzeugungsstatistik der einzelnen Industrien bil­
den. Solche Statistiken sind gegenw ärtig aber leider nur für vereinzelte W irt­
schaftszw eige vorhanden; so für Roheisen, W alzeisen, die M engen der ge­
förderten Kohlen- und B ergw erkserzeugnisse usw., ferner für Zementfabriken, 
Bierbrauereien. Unter den W irtschaftsgebieten, die über ihre Erzeugungs­
m engen noch keine zuverlässigen Angaben besitzen, findet sich die deutsche



146 ABHANDLUNGEN

M aschinellindustrie. A ber es bestehen hier Ansätze. S o hat u. a. der Verein 
deutscher M aschinenbau-Anstalten unter seinen M itgliedern eine Feststellung 
der Erzeugungsm engen veranlaßt; ebenso ist es verschiedenen Handels­
kammern gelungen, von  ihren M itgliedern Unterlagen zu einer solchen Statistik 
zu erhalten. Aber hiermit w ird  nur ein Teil der G esam terzeugung erfaßt.

D och  auch die vorerw ähnten Statistiken bieten keine vollständige W irt­
schaftsstatistik, denn es fehlt die eigentliche F i n a n z s t a t i s t i k ,  die sich 
aus der Bestand-, B ew egu ngs- und Rentabilitätsstatistik zusam mensetzt. 
W ährend die Bestandstatistik über die in den einzelnen Industrien und Handels­
zw eigen  angelegten Kapitalien Aufschluß gibt, erm ittelt die B ew egungsstatistik  
die M ehrungen oder M inderungen des in den einzelnen Unternehmungen an­
gelegten Kapitals. D ie Rentabilitätsstatistik endlich gibt uns ein B ild der Er­
träge des in den einzelnen Industrien und H andelszw eigen  angelegten Kapitals.

Allerdings kann von  der privatw irtschaftlichen Finanzstatistik heute nur ein 
Teil der Unternehmungen erfaßt w erden, nämlich nur die Aktiengesellschaften. 
Denn nur diese Unternehmungen sind von  gesetzesw egen  verpflichtet, ihre 
G eschäftsberichte und Bilanzen alljährlich zu veröffentlichen. A llerdings b e ­
steht keine Bestim m ung dahingehend, in w elch er Form  die B ilanz aufzustellen 
ist. W er  jem als Veranlassung hat nehmen müssen, Bilanzen zu studieren, 
w ird  hier große Verschiedenheiten gefunden haben, so daß Bilanzen mitein­
ander nicht ohne w eiteres verglichen w erden  können.

D ie B estand- und die Bew egungsstatistik  eingehender zu behandeln, darf 
ich mir hier versagen , da diese beiden w ichtigen  Statistiken erst in 
letzter Zeit in einem sehr beachtensw erten  Buch von  Dr. Ew ald M oll, b e ­
titelt: „D as P roblem  einer amtlichen Statistik der deutschen Aktiengesell­
schaften“  (siehe Bericht von  Dr. Hermann B eck  in Heft 4 Seite 13 dieser Zeit­
schrift) eingehend behandelt w orden  sind. H ingegen w ill ich mich hier in 
großen Zügen etw as näher mit der Rentabilitätsstatistik beschäftigen. Zu b e ­
rücksichtigen ist zunächst, daß die in den Bilanzen vorkom m enden  Begriffe 
w ie  „R eingew in n “ , „F abrikationsgew inn“ , „A bschreibungen“ , „R ückstellungen“  
usw . nicht gleichartig gehandhabt und um grenzt sind. Und doch können w ir 
nur dann brauchbare Endergebnisse erhalten, w enn die Begriffe und Zahlen, 
aus denen w ir die Statistik gewinnen w ollen , gleichen C harakters sind. B is­
lang hat man sich, um für die Rentabilität Durchschnittszahlen zu erm itteln, 
im allgem einen damit begnügt, die D ividenden, w ie  sie durch die Bilanzen be­
kannt w erden, einfach zu addieren und durch die Anzahl der in Betracht 
kom m enden Unternehmungen zu dividieren. H ierbei w ird  ein großer Fehler ge­
m acht: man bedenkt nicht, daß sich die D ividende auf das nom inelle Aktien­
kapital bezieht, das sich aber in sehr vielen  Fällen nicht mit den tatsächlich 
in das Unternehmen gesteckten  Kapitalien d e c k t  W elch e  besonderen  M aß­
nahmen für eine gute und brauchbare Rentabilitätsstatistik zu treffen sind, 
m öchte ich an einem hierfür besonders geeigneten  Beispiel, den Aktiengesell­
schaften des deutschen M aschinenbaues, klarlegen.

D ie sich mit der H erstellung von  M aschinen befassenden A ktiengesell­
schaften sind, w enn sie auch gem einschaftlich  in einer großen Gruppe, der 
M aschinenindustrie, zusam m engefaßt sind, durchaus nicht gleichartigen Cha­
rakters. W ir haben M aschinenbau-A ktiengesellschaften w ie  die G utehoff-
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nungshütte oder Fried. Krupp, die neben der M aschinenfabrikation die Er­
zeugung von W alzw erksprodukten betreiben, die eigene H üttenwerke, Kohlen­
bergw erke usw . besitzen. Solche Unternehmungen müssen selbstverständlich 
außerhalb der Durchschnittsrenten-Ermittlung bleiben, oder sie müssen in 
einer besonderen Gruppe behandelt w erden. W eiterhin gibt es M aschinen­
fabriken, die Textilm aschinen, Fahrräder oder W erkzeugm aschinen als alleinige 
Spezialität herstellen. Solche Unternehmungen rentieren naturgemäß ganz 
anders als M aschinenbauanstalten, die sich mit dem allgemeinen M aschinen­
bau befassen. W ährend die Firmen, die eine besondere Spezialität pflegen, 
ihre Erzeugnisse massenartikelmäßig herzustellen in der Lage sind, haben die 
M aschinenfabriken des allgemeinen M aschinenbaues mit der großen Schw ierig­
keit zu kämpfen, daß fast jeder Auftrag neue Zeichnungen, neue M odelle, teure 
Versuche usw . verlangt. Schließlich haben w ir noch Firmen, die neben dem 
allgem einen M aschinenbau den Lokom otivbau, den Schiffbau usw. betreiben.

Man w ird  zugeben müssen, daß die w irtschaftlichen Verhältnisse, der A b­
satz im In- und Auslande, die Herstellungskosten, der W ettbew erb  und die 
damit im Zusammenhang stehenden Preise und erzielten Gewinne nach der 
Zugehörigkeit zu den eben erwähnten Untergruppen höchst verschieden sind, 
und daß schon desw egen  eine ziem lich w eitgehende Gruppierung bei Be­
stimmung der Rentabilitätsziffern vorgenom m en w erden muß. Es w ird sich 
empfehlen, etw a  die nachfolgenden neun Gruppen zu bilden: Aktiengesell­
schaften, w elche sich befassen mit 

st s 1. allgem einem M aschinenbau,
2. allgem einem M aschinenbau in Verbindung mit Lokomotivbau,.
3. allgemeinem M aschinenbau in Verbindung mit Schiffbau,

■fsl& 4. W erkzeugm aschinenbau,
hier a 5. M aschinenbau für die Textilindustrie,
Zähe- 6. Gasmaschinen, Benzin-, Spiritus-, Petroleum m otoren,

7. M otorfahrzeugen, Fahrrädern, Nähmaschinen,
¿¡jüji 8. Landwirtschaftlichen Maschinen, und

9. irgend einer anderen, in den vorgenannten Gruppen nicht aufgeführten 
j 2̂  Spezialität.

Dieser letzten Gruppe gehören nur Gesellschaften an, von  denen bekannt 
ist, daß sie z. B. Buchdruckereim aschinen oder H olzbearbeitungs­
maschinen oder Pumpen oder Dampfkessel usw. als e i n z i g e  S p e z i a l i t ä t  

Betflü bauen.
W ie schon erwähnt, ist bei der Berechnung von  Zahlen, die der W irklich­

keit entsprechen, nicht das nominelle, sondern das tatsächlich eingezahlte 
Kapital zu berücksichtigen. Gerade bei vielen Gesellschaften des M aschinen­
baues ist das nominelle Aktienkapital zu Sanierungs- oder anderen Zw ecken 
in irgend einem Verhältnis zusam m engelegt w orden, oder es haben durch Um­
wandlungen von  Aktien in Stamm- und Vorzugsaktien Zuzahlungen seitens der 
Aktionäre stattgefunden, oder schließlich ist bei Ausgabe von  Aktien oder bei 

. Erhöhung des Aktienkapitals ein Aufgeld gezahlt w orden. Die Summe all
jp£ itr dieser Zahlungen, Einzahlungen usw., hinzugezählt zu dem nominellen
,j (ja- Aktienkapital, ergibt das tatsächlich eingezahlte Aktienkapital. Um w eitere
ntehoS" vergleichbare Zahlen zu erhalten, können dann noch die Reingewinne in B e-

i
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Ziehung zu den w e r b e n d e n  A k t i e n k a p i t a l i e n  gebracht w erden . 
Unter dem w erbenden Kapital ist hierbei dasjenige Kapital zu verstehen, w e l­
ches sich zusam m ensetzt aus dem tatsächlich eingezahlten Kapital und säm t­
lichen im Laufe der Zeit in Form  von  R eservefonds, Erneuerungsfonds, D iv i­
dendenergänzungsfonds usw. gem achten Rückstellungen.

Hinsichtlich der in den Bilanzen vorkom m enden B egriffe bestehen, w ie  
schon erwähnt, sehr versch iedene Auffassungen. Um nun eine einheitliche 
G rundlage für die Rentabilitätsziffern zu gew innen, sind folgende Beziehungen 
zu beachten.

Der R e i n g e w i n n  ist zu ermitteln aus der nachfolgenden G leichung: 
R eingew inn (G ) ist gleich ausgezahlte D ividende (D ) plus Rücklagen (R ) für 
das abgeschlossene plus V ortrag  für das nächste Jahr (V n ):

G =  D +  R  +  Vn.
D es w eiteren  ist notw endig, den F a b r i k a t i o n s g e w i n n  ebenso 

genau zu bestim m en. Hierfür kann die Beziehung aufgestellt w erd en : A b ­
schreibungen (A ) plus R eingew inn (G ) gleich V ortrag für das Rechnungsjahr 
(V r) plus Fabrikationsgew inn (F ) :

A +  G =  V r +  F.
W eiterhin kann, damit festgestellt w ird , in w elchem  M aße Rückstellungen, 

Abschreibungen, D ividenden bei den einzelnen A ktiengesellschaften v o rg e ­
nommen w erden , und in w elchem  M aße für das nachfolgende Jahr v o rg e ­
tragen w ird, eine besondere Sum m e (K ) noch erm ittelt w erden  aus der 
G leichung:

K =  F + V r .
Um noch besser die einzelnen Unternehm ungen auf einheitlicher Grundlage 

auszuführen, empfiehlt es sich, eine w eitere  Unterteilung in bezu g  auf die Höhe 
des nominellen Aktienkapitals zu m achen. Es genügen etw a  3 große Aktien­
gesellschaften m it einem nominellen Aktienkapital von  1) mehr als 3 M illionen 
M, 2) 1%  bis 3 Millionen, 3) w eniger als 1 %  M illionen M.

D es w eiteren  ist sehr em pfehlensw ert, bei den Rentabilitätsuntersuchungen 
noch die Aktiengesellschaften nach folgenden 4 Gruppen auseinander zu halten:

1. Gesellschaften, die für das Berichtjahr D ividende gezahlt haben ;
2. solche, die für das Berichtjahr keine D ividende gezahlt haben, aber für 

das laufende Jahr einen Reingew inn erzielen ;
3. Gesellschaften, die nur m ittelbar mit G ew inn arbeiten. Für v ie le  Unter­

nehmungen bestehen V erluste aus dem  V orjahr oder aus m ehreren V or­
jahren. Es gelingt nun versch iedenen  von  diesen Firmen, im B erich t­
jahre w ohl einen G ew inn zu erzielen, der aber nicht so groß  ist w ie  der 
angesam m elte Verlust, so  daß zw ar nur ein T eil des V erlustes abgesetzt 
w erden  kann, aber immerhin noch ein V erlustvortrag  für das B erich t-

'  jahr bestehen bleibt;
4. Gesellschaften, die für das Berichtsjahr mit Verlust arbeiten.

W enn w ir dann noch die Firmen aus den gleichen Gründungsjahren zu 
Gruppen zusam m enfassen, so w erden  w ir ein ziem lich klares B ild von  der 
Rentabilität des in Betracht gezogenen  Industriezw eiges erhalten.

Um nun zu zeigen, w elcher U nterschied zw ischen  Rentabilitätsziffern
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früherer Bestim m ung und denen unter Berücksichtigung der angeführten R icht­
linien besteht, seien einige Zahlentafeln im Sinne der vorstehenden Ausführungen 
beigegeben. Der mir hier zustehende Raum gestattet leider nicht, den ganzen 
umfangreichen Stoff an dieser Stelle zu veröffentlichen; auch ist die von mir 
für das Geschäftjahr 1906 bezw . 1906/07 bearbeitete Rentabilitätsberechnung 
insofern nicht für eine vollständige Veröffentlichung geeignet, w eil ich gern 
gleichzeitig auch noch in vergleichender Übersicht über eine Reihe von  B e­
triebsjahren die Rentabilitätszahlen geben m öchte. Hierzu w erde ich aber 
erst im Herbst in der Lage sein.

Zu den tabellarischen Zusammenstellungen und zu der Untersuchung selbst 
ist kurz folgendes zu bem erken:

Im ganzen sind 222 Aktiengesellschaften in Betracht gezogen  w orden. 
Zahlentafel 1 auf S. 150 gibt darüber Aufschluß, w ieviele  Gesellschaften mit 
unmittelbarem und mittelbarem Gewinn, bezw . w elche Gesellschaften mit 
Verlust arbeiteten; die zugehörigen Kapitalien, Gewinne und Verluste gehen 
deutlich aus der Zusamm enstellung hervor.

Zahlentafel 3 (S. 152/53) zeigt in den Spalten 10 bis 15 in vergleichender 
Zusammenstellung die verschiedenen Rentabilitätszahlen. Die in Spalte 12 
aufgeführten Zahlen sind diejenigen, w elche für die Beurteilung der Rentabili­
tät eines W irtschaftsjahres m aßgebend sind. In Spalte 13 sind die Rentabili­
tätszahlen aufgeführt, die sich nur auf die Aktiengesellschaften beziehen, w e l­
che in dem Berichtjahre 1906/07 D ividende gezahlt haben.

Im V ergleich mit Spalte 12 ist Spalte 10 besonders zu beachten. In Spalte 
10 sind die Rentabilitätszahlen unter Berücksichtigung der nominellen Aktien­
kapitalien errechnet. W ir ersehen durch Vergleich, w elche bedeutenden Unter­
schiede, namentlich bei einzelnen Untergruppen, bestehen.

Die Spalten 14 und 15 enthalten die Rentabilitätsziffern, die durch G egen­
überstellung der Reingewinne mit den w erbenden Kapitalien errechnet wurden. 
Die übrigen Spalten geben ebenfalls interessante Aufschlüsse, insbesondere 
über den Einfluß und die Beziehungen der einzelnen Kapitalien untereinander.

Die Verhältniszahlen der einzelnen Kapitalien, w ie  sich das tatsächlich 
eingezahlte Aktienkapital und das w erbende Kapital zum nominellen Aktien­
kapital und w ie  sich das w erbende Kapital zum tatsächlich eingezahlten 
Aktienkapital verhält, sind aus Zahlentafel 2 (S . 151) zu ersehen.

Zahlentafel 4 (S . 154) zeigt in übersichtlicher W eise, in w elchem  Maße die 
einzelnen Gruppen D ividende verteilen, Rückstellungen und Abschreibungen 
vornhm en und für das kom m ende Jahr vortragen, und zw ar in Prozenten des 
um den vorjährigen V ortrag verm ehrten Fabrikationsgewinnes.
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Zahlentafel 1. Zusammenstellung 
hinsichtlich gewinn* und verlustbringender AKtiengesellschaften.

1. A k t ie n g e s e l l s c h a f t e n ,  w e lc h e  D iv id e n d e  z a h lt e n ,  
g e o r d n e t  n a c h  G r u p p e n .

G r u p p e
nominelles

Aktienkapital

N

tatsächlich
eingezahltes

Aktienkapital

T

T
plus im Laufe 
der Zeit ge­
machte Rück­

stellungen 
(werbendes 

Kapital)
W

für das Jahr
1906 gezahlte 
Dividende be­
zogen auf das 
nom. Kapital

D

Anzahl
der

betei­
ligten

Aktien­
gesell­

schaften

Allgem. Maschinenbau . 147653719 193475565 222358398 12325612 71
Lokomotivbau . . . . 58343000 77078104 91434173 5693120 8
Schiffbau 40330000 47229075 59210953 3674500 10
Werkzeugmaschinenbau . 23130000 30868500 39137318 2080450 11
Textilmaschinenbau . . 13800000 15271000 18549792 1832500 8
Gasmaschinenbau usw. 20972000 23366535 25508735 1358320 3
Nähmaschinenbau, Fahr­

räder usw...................... 49559000 63465843 79351983 6762570 25
Landwirtschaftl. Maschinen 16450000 18090500 22758832 1744000 10
S p ezia litä ten ...................... 35992000 40683000 48864434 3696920 19

406229719 |509528122 607174618 39167992 165

2. A k t i e n g e s e l l s c h a f t e n ,  d i e  k e i n e  D i v i d e n d e  z a h l t e n ,  a b e r  e i n e n  
p o s i t i v e n  G e w i n n  e r z i e l t e n .

G r u p p e
nominelles

Aktienkapital
N

tatsächlich
eingezahltes

Aktienkapital
T

werbendes
Aktienkapital

W

Gewinn

G

Anzahl 
der be­
teiligten 

A -G

Allgem . Maschinenbau . 11595400 17082100 18088140 481633 10
S c h i f fb a u ............................ 9100000 9775000 10357126 157372 3
Gasmaschinenbau usw. . 1000000 1125000 1234345 31519 1
Spezia litäten ....................... 6500000 10263760 10544557 466992 6

28195400 38245860 40224168 1137516 20

3. A k t i e n g e s e l l s c h a f t e n ,  d i e  k e i n e  D i v i d e n d e  z a h l t e n  u n d  e i n e n  
i n d i r e k t e n  G e w i n n  e r z i e l t e n .

G r u p p e
nominelles

Aktienkapital
N

tatsächlich
eingezahltes
Aktienkapital

T

werbendes
Aktienkapital

W

indirekter
Gewinn

Anzahl 
der be­
teiligten 

A.-G.

Allgem. Maschinenbau .

4. A k t i e n g e s e l

9100000

l s c h a f t e n ,

10116000 

d i e  m it  V

10386000 

re r l u s t  arb

169326

e it e te n .

5

G r u p p e
nominelles

Aktienkapital
N

tatsächlich
eingezahltes

Aktienkapital
T

werdendes
Aktienkapital

W
Verlust

Anzahl 
der be­
teiligten 

A.-G.

Allgem . Maschinenbau .
S c h i f fb a u ............................
Werkzeugmaschinenbau . 
Landwirtschaftl. Maschinen 
S p ezia litäten .......................

22295200
16350000
3658200
2236000
6800000

34692700
17462373
5005620
5592500
8195070

37524649
18971326
5005620
5592500
8217872

2114164
1084563

266842
398505
485686

17
5 
3 
1
6

51339400 70948263 75311967 4349760 32
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Zahlentafel 2. Gegenüberstellung der nominellen AKtienbapitalien N and 
der tatsächlich eingezahlten AKtienKapitalien T, geordnet nach Gruppen 

und hinsichtlich der Höhe des Einzel-AKtienKapitals.

Gruppe
N =  

nominelles 
Aktienkapital

I

T =
tatsächlich
eingezahltes

Aktienkapital

11

W =  T 
plus im Laufe 

der Zeit ge­
machte Rück­

stellungen 
(werbendes 

Kapital)
III

T
N

w
N

w
T

Allgemeiner Maschinenbau
A.-K : 3,0 Millionen und mehr 75 385 719 105 160 602 123 380 403 1,39 1,63 1,17

Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 28 301 000 39 117 500 45 954 590 1,38 1,62 1,17
1,5 Mill. und weniger 43 967 000 49 197 463 53 023 405 1,12 1,21 1,08

Allgemeiner Maschinenbau in Ver­
bindung mit Lokomotivban

A -K .: 3,0 Mill. und mehr . 58 343 000 77 078 104 97 934 173 1,32 1,68 1,27
Allgemeiner Maschinenbau in Ver­

bindung mit Schiffbau
A -K .: 3,0 M ill. und mehr . 33 800 000 40 006 575 51 435 953 1,18 1,51 1,29

„ Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 5 730 000 6 422 500 6 967 500 1,12 1,22 1,09
1,5 Mill und weniger 800 000 800 000 807 500 1,00 1,01 1,01

Werkzeugmaschinenbau
A.-K : 3,0 Mill. und mehr . 12 900 000 17 537 500 25 359 598 1,36 1,97 1,45

Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 5 010 000 6 081 000 6 107 353 1,21 1,22 1,01
1,5 Mill. und weniger 5 220 000 7 250 000 7 670 367 1,39 1,47 1,06

Textilmaschinenbau
A -K .: 3,0 Mill. und mehr . 3 000 000 3 000 000 4 265 559 1,00 1,42 1,42

Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 7 900 000 8 771 000 10 128 185 1,11 1,28 1,15
1,5 Mill. und weniger 2 900 000 3 500 000 4 156 048 1,21 1,43 1,19

Gasmaschinenbau
A .-K .: 3,0 Mill. und mehr . 17 472 000 19 240 489 20 662 000 1,10 1,18 1,08

Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 3 500 000 4 126 046 4 846 735 1,18 1,38 1,18

Fahrräder und Nähmaschinen
A.-K : 3,0 Mill. und mehr . 26 666 000 33 041 900 45 019 820 1,34 1,69 1,36

Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 13 250 000 17 626 926 19 583 891 1,33 1,47 1,11

„ 1,5 Mill. und weniger 9 643 000 12 797 017 14 748 272 1,33 1,52 1,16
Landwirtschaftliche Maschinen

A.-K.: 3,0 Mill. und mehr . 6 000 000 7 208 000 9 367 044 1,20 1,56 1,30
Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 4 000 000 4 210000 6 157 109 1,05 1,54 1,46

„ 1,5 Mill. und weniger 6 450 000 6 672 500 7 234 679 1,03 1,12 1,08
Spezialitäten

A.-K.: 3,0 Mill. und mehr . 12 900 000 14 855000 18 334 334 1,15 1,42 1,24
Weniger als 3,0 und 
mehr als 1,5 Mill. 14 850 000 16 665 500 19 804 799 1,13 1,34 1,19

„ 1,5 Mill und weniger 8 242 000 9 162 500 10 725 301 1 13 1,30 1,17
406 229 719| 509 528 122 607 174 618 1,25 1,50| 1,19
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Zahlenta fel 3 . R e n t a -

nominelles Aktienkapital
tatsächlich eingezahltes 

Aktienkapital Aktienkapital

G r u p p e
sämtliche in 
Betracht ge­

zogene Aktien­
gesellschaften 
(rentable und 

unrentable 
insgesamt)

1) Nj

nur
die dividende­

zahlenden 
Aktiengesell- 

«chaften

2) Nd

sämtliche in 
Betracht ge­

zogene Aktien­
gesellschaften 
(rentable und 

unrentable 
insgesamt)

3) Ti

nur
die dividende­

zahlenden 
Aktiengesell­

schaften

4) Td

sämtliche in 
Betracht ge­

zogene Aktien­
gesellschaften 
^rentable und 

unrentable 
insgesamt)

5) Wj

Allgemeiner Maschinenbau
A .-K .: 3 Millionen und mehr . 84 885,719 75 385 719 118 267 802 105 160 602 137 380 461

„  weniger als 3 und mehr 
als 1,5 Millionen . . 36 701 000 28 301 000 48 366 500 39117 500 57 122 047

„  1,5 Millionen u. weniger 69 067 600 43 967 000 88 732 063 49 197 463 93 854 679
lokomotivbau

77 078 104 91 434 173A.-K .: 3 Millionen und m ehr. 58 343 000 58 343 000 77 078 104
Schiffbau

A.-K .: 3 Millionen und mehr 48 800 000 33 800 000 56 694 075 40 006 575 69 993 030
„  weniger als 3 und mehr

als 1,5 Millionen . . 15080 000 5 730 000 15 972 273 6 422 500 16 712 249
„  1,5 Millionen u. weniger 1 400 000 800 000 1 800 000 800,000 1 834 126

W  erkzeugmaschinenbau
A .-K .: 3 Millionen und m eh r . 12 900 000 12 900 000 17 537 500 17 537 500 25 359 598

„  weniger als 3 und mehr
als 1,5 Millionen . . 7 510 000 5 010 000 9 006 000 6 081 000 9 032 353

1,5 Millionen u. weniger 6 378 200 5 220 000 9 330 620 7 250 000 9 750987
Textilmaschinenbau

A .-K .: 3 Millionen und m ehr. 3 000 000 3 000 000 3 000 000 3000  000 4 265559
„  weniger als 3 und mehr

als 1,5 Millionen . . 7 900 000 7 900 000 8 771 000 8 771 000 10 128185
„  1,5 Millionen u. weniger 2 900 000 2 900 000 3 500 000 3 500 000 4 156 048

Gasmaschinenbau usw.
A .-K .: 3 Millionen und m ehr. 17 472 000 17 472 000 19 240 489 19 240 489 20 662 000

„  weniger als 3 und mehr
als 1,5 Millionen . . 3 500 000 3 500 000 4 126 046 4 126 046 4 846 735

„  1,5 Millionen . . . . 1000 000 — 1 125 000 — 1 234 345
Nähmaschinenbau, Fahrräder usw.

A .-K .: 3 Millionen und m ehr. 26 666 000 26 666 000 33 041 900 33 041 900 45 019 820
„  weniger als 3 und mehr

als 1,5 Millionen . . 13 250 000 13 250 000 17 626 926 17 626 926 19 583 891
„  1,5 Millionen u. weniger 9 643 000 9 643 000 12 797 017 12 797 017 14 748 272

Landwirtschaftliche Maschinen
A.-K .: 3 Millionen und m ehr. 6 000 000 6 000 000 7 208 000 7 208 000 9 367 044

„  weniger als 3 und mehr
als 1,5 Millionen . . 6 236 000 4 000 000 9 802 500 4 210 000 11 749 609

„  1,5 Millionen u. weniger 6 450 000 6 450 000 6 672 500 6 672 500 7 234 679
Spezialitäten

A .-K .: 3 Millionen und m ehr. 12 900 000 12 900 000 14 855 000 14 855 000 18 334334
„  weniger als 3 und mehr 

als 1,5 Millionen . . 19 750 000 14 850 000 23 696 260 16 665 500 27 004 881
„  1,5 Millionen u. weniger 16 642 000 8 242 000 20 590 570 9 162 500 22 287 648

1494 374 519 406 229 719; 628 838 145 509 528 122 733 096 753|
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bilitätsziffern.

Gut* Aktienkapital
für das Jahr

Gewinn Rentabilitätsziffern errechnet aus

iS
<Wtle
Ssäsis
as6
5SÇ*

a 1,

nur
die dividende­

zahlenden 
Aktiengesell­

schaften 

6) Wd

1906 gezahlte 
Dividende, 

bezogen auf 
das nominelle 
Aktienkapital

7) D

sämtliche in 
Betracht ge­

zogene Aktien­
gesellschaften 
/.rentable und 

unrentable 
insgesamt)

81 Gi

nur
die dividende­

zahlenden 
Aktiengesell­

schaften

9) ° d

-IL.100
Ni

10)

J L . loo 
Nd

11)

J L . loo 
Ti

12)

loo
Td

13)

Gi—L. loo 
Wj

14)

-51,100
w d

15)

// 
S 123 380 403 6 387 500 7 832 843 7 979 469 7,5 8,5 5,4 6,1 5,7 6,3

45 954 590 2 558 362 2 939 245 3 023 025 7,0 9,0 5,3 6,6 5,2 6,6
0 SB 
i l S

53 023 405 3 379 750 3 348 542 4 480 361 4,9 7,7 3,8 6,9 3,6 8,5

KJ«
91 434 173 5 693 120 7 402 210 7 402 210 9,8 9,8 7,4 7,4 8,1 8,1

¡3 iS
51 435 953 3 362 000 3 529 136 4 167 232 6,9 9,9 5,9 8,4 5,3 8,1

6 967 500 272 500 93 602 368 044 1,8 4,7 1,7 4,2 0,6 5,3
¡DK 
B) 11

807 500 40 000 30 874 45 527 2,9 5,0 2,2 5,0 1,7 5,6

æ s i
25 359 598 1 281000 1 400 485 1 400 485 9,9 9,9 7,3 7,3 5,5 5,5

6 107 353 249 850 97 430 307 109 3,3 5,0 2,8 4,1 1,1 5,0
a» »
90 5®

7 670 367 549 600 752 049 809 212 8,6 10,5 5,9 7,6 7,7 10,6

4 265 559 480 000 606 810 606 810 16,0 16,0 16,0 16,0 14,3 14,3
a» i$

10128185 1 008 000 1 647 135 1 647 135 12,8 12,8 11,5 11,5 16,3 16,3
a» sa
■» i»

4156 048 344 500 406 382 406 382 11,9 11,9 9,8 9,8 9,8 9,8

20 662 000 1 048 320 1 227 779 1 227 779 6,0 6,0 5,5 5,5 5,9 5,9
#  SB

4 846 735 310 000 436 803 436 803 8,9 8,9 7,5 7,5 9,0 9,0

«5 «f 
11

— — 31 519 --- 2,6

45 019 820 4 390 000 5 469 610 5 469 610 16,4 16,4 13,3 13,3 12,1 12,1

99) 15® 19 583 891 1 278 500 1 644 743 1 644 743 9,6 9,6 7,3 7,3 8,4 8,4

926 B® 14 748 272 1 094 070 1 729 430 1 729 430 11,3 11,3 8,5 8,5 11,8 11,8

Hi H®
9 367 044 540 000 1 006 762 1 006 762 9,0 9,0 7,5 7,5 10,7 10,7

MO 85® 6157 109 790 000 852 688 1 251 193 12,7 19,8 8,1 18,8 7,3 20,3

DO 11 Ki 7 234 679 414 000 821 837 821 837 6,4 6,4 6,2 6,2 11,4 11,4

Ï  72»!
18 334 334 1 702 500 2 468 514 2 468 514 13,2 13,2 11,5 11,5 13,5 13,5

0 li$ ‘ 19 804 799 1 208 000 2 020 614 1 687 327 6,1 8,2 5,1 7,2 7,5 8,5

J 9700ÎS 10 725 301 786 420 917 057 1 309 038 4,7 9,5 3,8 8,6 4,1 12,2
| iivn-----
) j 0 ,

7330

607 174 618 39 167 992 48 714 099 51 696 037 7,9 9,6 6,3 7,7 l 6,7 8,5
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INGENIEUR UND STÄDTISCHE VERWALTUNG.
V orsch läge eines Oberbürgerm eisters zur Ausbildung von Ingenieuren in der

Stadtverw altung.

V o r b e m e r k u n g .
W ir berichteten schon in Heft 3 (Seite 83), daß die Ausführungen von 

P rof. Franz im ersten Heft unserer Zeitschrift eine lebhafte Erörterung seiner 
V orsch läge in der T ages- und Fachpresse zur Folge gehabt haben. D iese B e­
w egung gew innt ständig an Boden, und w ir können heute auch in den „Kleinen 
Mitteilungen“  über nennenswerte praktische Fortschritte in dieser Richtung be­
richten: die Bereiterklärung des O berbürgerm eisters von  W iesbaden, Ingenieuren 
G elegenheit zur Verwaltungsausbildung zu geben ; ferner die Berufung eines 
Technikers in eine der höchsten Stellungen in dem neuen österreichischen Ar- 
beitsministerium (Seite 175).

Besonders erfreulich und bedeutsam  sind aber die Ausführungen des 
O berbürgerm eisters der Stadt D essau, Dr. E beling, in einem Schreiben an 
G eneraldirektor Dr. W . v. O echelhaeuser, das w ir nachstehend zum 
Abdruck bringen. Dr. Ebeling erörtert die M öglichkeiten der Betätigung von 
Verwaltungsingenieuren in einem mittelgroßen städtischen Gem einwesen, gibt 
einen Ü berblick über die in Frage komm enden Arbeitsgebiete und erklärt sich 
in dankenswerter W eise  bereit, Ingenieuren zur praktischen Ausbildung bei 
der Stadtverw altung Dessau Gelegenheit zu bieten. Die M itglieder, die von 
dieser Einrichtung in Dessau oder W iesbaden Gebrauch machen möchten, bitten 
w ir, sich mit uns in Verbindung zu setzen.

Die Redaktion.

Das genannte Schreiben lautet:

D er Oberbürgerm eister. Dessau, den 1. April 1908.
Journ.-No. 11451.

Sehr geehrter Herr von  Oechelhaeuser!
Die Abhandlung des Herrn P rofessor Franz-Charlottenburg in der Zeit­

schrift „T echnik  und W irtschaft“  über das Them a „D er Ingenieur und die V er­
w altungsw issenschaften“  hat mich sehr interessiert. Es ist sicherlich eine b e ­
rechtigte Forderung, daß neben der Jurisprudenz in gleichem  M aße Technik 
und W irtschafts-W issenschaft als Verw altungsw issenschaften zur Geltung 
kom m en. Hierzu muß einerseits die H ochschule mithelfen durch größere R ück­
sichtnahm e auf die praktische Verw altung, andererseits muß eine praktische 
Ausbildung in einer Kom m unalverwaltung hinzukommen. Stadtverwaltung 
.ist etw as ganz Eigenartiges. Hiermit läßt sich w eder die A rbeit in einer staat­
lichen V erw altung, noch in irgend einem Zw eige  der Industrie vergleichen. 
Die Vielseitigkeit der Aufgaben, w elche den Stadtverwaltungen gestellt sind, 
•die mannigfachen Berührungspunkte mit allen Schichten der bürgerlichen G e­
sellschaft, die M itwirkung einer großen Zahl von  freiw illigen Kräften, die 
-öffentliche Kontrolle, w elche die auf die Selbstverw altung stolze Bürgerschaft 
ausübt, erfordern von  dem Verwaltungsbeam ten neben tüchtigen Kenntnissen 
G esch ick , Takt und verständige Rücksichtnahme auf diese eigenartigen V er­
hältnisse. Solche Erfahrung läßt sich auf der Hochschule, aus Büchern und in
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staatlichen B etrieben nicht erw erben. Tritt ein tüchtiger Techniker in die 
Stadtverw altung als Beam ter ein, so nimmt ihn sein Am t so außerordentlich 
in Anspruch, daß er den Ü berblick über die sonstige V erw altung nicht ge ­
w innen kann und leicht in die Gefahr gerät, einseitig zu w erden . Daher 
kom m t es, daß Techniker, Ingenieure recht tüchtig in ihrem Fach sein können, 
es aber nicht verstehen, sich in den gesam ten Organism us einer Stadtver­
waltung hineinzufinden und deshalb mit den städtischen Finanzkom m issions­
und R evisions-B ureaus in W iderspruch  geraten. W ird  vorgesch rieben , daß 
zum Studium des Ingenieurs und Technikers eine Ausbildung in einer Stadt­
verw altung gehören muß, so w ird  nicht nur die Neigüng, in einen städtischen 
B etrieb einzutreten, gew eckt, es w erden  nicht nur die Techniker und A rchi­
tekten mehr Einfluß gew innen als bisher, w o  fast nur der Jurist zur V er­
waltung komm t, sondern es w ird  auch der zukünftige Staatsbeam te eine ganz 
andere M einung über Stadtverw altung in sein Am t mit hineinbringen, als es 
jetzt oft der Fall ist.

Für die Städte ist die Beschäftigung und Ausbildung derartiger junger Leute 
ein Opfer, da die einzelnen verantw ortlichen  Beam ten durch die auf be­
schränkte Zeit beschäftigten V olontäre in ihren A rbeiten gestört w erden. D ies 
O pfer w ird  sich aber reichlich bezahlt m achen durch Gew innung tüchtiger 
Kräfte und das w achsende Verständnis für die Bedeutung der städtischen 
Aufgaben.

Ich halte eine Beschäftigungszeit von  9 M onaten für ausreichend und 
w ürde mich bereit erklären, die Ausbildung von  2 jungen Leuten in jedem  
Jahre zu übernehmen. D ie Einteilung der Beschäftigung denke ich mir fo l­
genderm aßen :

I. Zentral-Registratur und Zentralverw altung 2 W ochen .
II. K assenw esen (Stadthauptkasse, Steuerkasse, S parkasse) 2 W ochen .

III. K assenrevisions-W esen  2 W och en .
IV. Ü berblick  über das Arm enw esen und Schulw esen  4 W och en .
V. Kranken-, Invaliditäts- und U nfallversicherungsw esen 2 W och en .

VI. P olizeiverw altung 2 W och en .
VII. Krankenw esen 2 W och en .

VIII. Stadtbauamt 17 W och en .
und zw a r :

A. H ochbaubureau.

1. Behandlung der von  der Stadt selbst auszuführenden B auten:
a) V orentw urf, Antrag der Genehm igung, Bereitstellung 

der Mittel,
b ) Bauentw urf mit speziellem  Kostenanschlag.
c )  Einholung der baupolizeilichen Genehmigung,
d) Verdingung, Vertragsaufstellung,
e ) Ausführung,
f )  Abrechnung;

2. W ettb ew erb ;
3. Etatsaufstellung;
4. Inventarverw altung;
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5. Technische Verw altung der nicht zum Bauamt rechnenden 
B etriebe: Schlachthof, Schwim m halle, Friedhöfe, W aisen ­
haus, Desinfektionsanstalt usw .;

6. Schaukastenfrage;
7. Norm aluhranlagen;
8. Freiw illige Feuerw ehr, Dampfspritzen, Löschm annschaften;
9. G eschäftsbericht;

10. Verhältnis zu anderen Behörden, M ilitärverwaltung

B. Straßenbaubureau.

1. Behandlung der von der Stadt auszuführenden Straßen­
pflasterungen innerhalb des historischen Gebietes, im Bau­
grunde und außerhalb desselben:
a) Kostenanschläge, Bew illigung der Mittel,
b ) Behandlung der kleinen laufenden Arbeiten,
c) Ausführungsüberwachung,
d) Abrechnung, Abnahme, Besichtigung;

2. Etatsaufstellung;
3. A rbeitsverhältnisse:

a) Ständige und nichtständige Arbeiter,
b ) Lohnverhältnisse,
c )  Unfallversicherung, Invaliden- und Krankenw esen;

4. Form  und Inhalt der Berichte

C. Kanalisation.
1. Behandlung der von  der Stadt selbst auszuführenden 

Kanalisationsarbeiten, vergl. A 1 a bis f;
2. Etatsaufstellung;
3. M aterialbeschaffung und Verrechnung;
4. Behandlung der H ochw assersachen;
5. Baupolizeiliche Prüfungen der B e- und Entwässerungs­

entw ürfe;
6. Rechnungsaufstellung und Behandlung der für Private ge­

leisteten Arbeiten;
7. Arbeiterverhältnisse, vergl. B  3 a bis c

D. W asserw erk .
1. Behandlung der von  der Stadt selbst geleiteten ein­

schlägigen Arbeiten, vergl. A 1 a bis f;
2. Etatsaufstellung;
3. M aterialbeschaffung, Verw altung und Inventarbehandlung;
4. B etriebsverw altung;
5. Bestimmungen über die Abgabe von  W asser;
6. Arbeitsverhältnisse, vergl. B  3 a bis c

E. Stadtgärtnerei.
1. Behandlung und Umfang der von  der Stadt betriebenen 

Gartenarbeiten, G eschäftsgang;

4 W ochen.

3 W ochen .

3 W ochen .

3 W ochen.
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2. Etatsaufstellung;
3. Betrieb auf den Gartenplätzen und in den Gärtnereien je 

nach der Jahreszeit;
4. Inventarverw altung;
5. R echnungslegung;
6. Arbeiterverhältnisse, vergl. B  3 a bis c ;
7. Behandlung der Notstandsarbeiten, A rt der Löhnung, Dauer

der Beschäftigung, Auswahl der einzustellenden A rbeiter 1 W och e .

F. Verm essungsam t.
1. Aufstellung von  Bebauungsplänen auf Grund der B auord-
• nung und der statutarischen Bestim m ungen;
2. Aufstellung aller Vorlagen, w elch e  Um legung von  Gräben,

Dämm en usw. behandeln;
3. Berichtigung der älteren Stadtpläne 1 W och e .

G. Baupolizeibureau.
1. A llgem eine Behandlung der B auvorlagen, Gang der G e­

schäfte;
2. Bearbeitung der einzelnen Vorlagen auf Grund der Bau­

ordnung, des Ortsstatuts und der Entscheidungen der Vor­
gesetzten B ehörden;

3. Bauabnahm en;
4. Teilnahm e an den Baukom m issionssitzungen zur P rotok o ll­

führung;
5. Begutachtungen 2 W o ch e » .

H. Registratur. 1 W och e .
17 W ochen .

W enn es nicht auf den ersten Antrag gelingen sollte, dieses praktische 
Studium obligatorisch  zu m achen, so  w ürde zu erstreben sein, daß die R e ­
gierungen und die H ochschulen ihre jungen Akadem iker auf die Nützlichkeit 
einer derartigen Vorbildung hinweisen. Fast in jedem  Jahre m achen A ssessoren  
in unserer Stadtverw altung freiw illig  einen Kursus durch, um auf diese W eise  
eine Em pfehlung für den Eintritt in ein städtisches Am t zu erreichen. W ir 
haben mit dieser Einrichtung einen guten E rfolg zu verzeichnen.

Zu jeder w eiteren  Auskunft und Förderung der auch mir recht w ich tige» 
Sache erkläre ich mich gern bereit. Sollten Sie es für w ünschensw ert halten, 
diesen an Sie gerichteten Brief Ihrem Antrag als Anlage beizufügen, so w ürde 
ich selbstverständlich auch hiermit einverstanden sein.

In vorzüglicher H ochachtung

ergebenst

Dr. E b e 1 i n g , O berbürgerm eister.
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WAGNIS UND WAGNISGEBÜHR.
Von Banrat EMIL BLUM, W ilm ersdorf bei Berlin.

(Schluß von Seite 100.)
Anders liegt dagegen die Frage da, w o  die Lieferzeit abhängig ist von 

der Herstellung neuer M odelle, w o  unter Umständen erst die fertige M aschine 
in der W erkstatt erprobt w erden muß, und w o  sich dann M ängel heraus- 
stellen können, die der Abhilfe in der Fabrik bedürfen. Anders liegt der Fall 
ferner da, w o  es sich um Herstellung ganzer Anlagen handelt und w o  nicht 
nur verschiedene E inzelzw eige in der Herstellung ineinander greifen müssen, 
sondern w o  auch B ezüge von  anderen W erken  mit in Betracht kommen. 
Außerdem  müssen vielfach die schw ebenden A ngebote verbindlich auf eine 
gew isse Zeit abgegeben w erden, und es ist kaum vorauszusehen, w elch e von 
diesen Angeboten w irklich  zum Abschlüsse führen. V ielfach kom m t es vor, 
daß w ochenlang auf Abschlüsse gew artet w ird  und daß es an A rbeit fehlt, 
dann aber plötzlich von  verschiedenen Seiten schw ebende A ngebote 
angenommen w erden. Infolgedessen ist es außerordentlich schw er, bereits 
bei den Angeboten  das richtige bezüglich der L ieferzeit zu treffen. Es ist 
daher eine ganz besondere Kunst im Maschinenbau, die Anordnungen für die 
Herstellung der Zeichnungen, Anfertigung der M odelle, Ausführung in der 
W erkstatt und für die Aufstellarbeiten so zu treffen, daß die Lieferzeiten unter 
allen Umständen eingehalten w erden können. B esonders ist dies der Fall 
da, w o  es sich um Arbeiten handelt, w elche für B etriebe geliefert w erden, bei 
denen bestim mte Zeiten unter allen Umständen eingehalten w erden  müssen, 
z. B. für Zuckerfabriken. Bei diesen müssen die Rüben alsbald nach der Ernte 
verarbeitet w erden. Jede V erzögerung in der Lieferung von  Einrichtungen, 
welche zur Verarbeitung bestim mt sind, bringt daher einen Schaden mit sich, 
der nicht w ieder gutzum achen ist. M ir sagte einmal ein alter Fabrikant, 
der mit Zuckerfabriken zu tun hatte: W ie  man es auch macht, man w ird 
gehenkt. Nimmt man einen Auftrag nicht an, so heißt es, eine Fabrik von  der 
Leistungsfähigkeit der Ihrigen sollte doch derartig kleine Arbeiten spielend 
mit übernehmen können; es w ird  als böser W ille  angesehen, w enn man 
zw ischengeschobene Aufträge nicht annimmt, und man verliert eine mühsam 
erw orbene Kundschaft, wenn man dieser nicht zu W illen ist. Nimmt man 
aber den Auftrag gezwungen an und liefert dann etw as zu spät, so w ird  man 
erst recht gehenkt. Dann heißt es, die Kundschaft w erde vernachlässigt, man 
w ende dem kleinen Auftrag nicht den richtigen Ernst zu und Ähnliches mehr. 
Durch solche schw ierigen  Verhältnisse richtig durchzukomm en, erfordert einen 
Aufw and an Ü berlegung, der dazu führt, daß fast jeden T ag  neue A nord­
nungen getroffen w erden  müssen. Vielfach kommt es vor, daß die besten 
Kräfte, w elch e für bestimmte Aufstellarbeiten oder für bestim m te Arbeiten in 
der W erkstatt kaum zu entbehren sind, plötzlich in Anspruch genomm en 
werden, w enn bei einem Abnehmer, auf dessen Kundschaft W ert gelegt w ird, 
plötzlich Ergänzungsarbeiten notw endig sind, die infolge von  Brüchen, 
Störungen, fehlerhafter Bedienung oder aus sonst w elchen Ursachen dringend 
sofort gem acht w erden müssen. M ac kann in solchen Fällen seine G e­
schäftsfreunde nicht sitzen lassen, aber die getroffenen Anordnungen in der 
W erkstatt w erden durchkreuzt. Anderseits entstehen oft Schw ierigkeiten da­
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durch, daß fertige A rbeiten nicht ohne w eiteres angeliefert und aufgestellt 
w erden  können. W enn beispielsw eise die innere Einrichtung zu einer Fabrik 
zu liefern ist, w elch e  neu gebaut w ird , so kom m t es v or , daß die F ertig­
stellungszeiten für den Bau nicht eingehalten w erden , daß in folgedessen  die 
M aschinen nicht angeliefert w erden  können und daß mit der Aufstellung nicht 
begonnen w erden  kann. Das erstere hat den großen Nachteil, daß der Raum 
in der Fabrik zur Lagerung benutzt w erden  muß, der zu ändern A rbeiten zur 
Verfügung stehen sollte. Man w ird  hierdurch behindert. D er zw eite  Punkt 
bedingt, daß bezüglich  der R ichtm eister (ich  gebrauche schon lange Zeit das 
W o rt R ichtm eister an Stelle des F rem dw ortes M onteur) andere Verfügungen 
getroffen w erden  müssen. Es kom m t durch solche Verschiebungen vielfach  
v or , daß die R ichtm eister, w elch e  für die betreffende A rbeit genau in der 
fraglichen Zeit zur Verfügung stehen, w och enlan g in der W erkstatt bleiben 
m üssen und daß dann auf einmal eine w esentlich  größere Zahl von  R ich t­
m eistern verlangt w ird , als zur V erfügung sind. Schadenersatzansprüche in 
solchen Fällen zu stellen, ist ganz ausgeschlossen, w enn man sich die Kund­
schaft erhalten w ill. D ie Umstände, w elch e  zu der V ersch iebung führen, treffen 
die B esteller m eistens gerade so hart w ie  die M aschinenfabrik. M an muß 
daher mit solchen Verschiebungen rechnen. Sie sind insbesondere außer­
ordentlich unangenehm, w enn Aufstellarbeiten, die im Freien gem acht w erden  
m üssen und die für den Som m er vorgeseh en  sind, sich  in den H erbst und 
dann in den W inter versch ieben. In den W interm onaten w ird  entsprechend 
w eniger bei der Aufstellung geleistet, und sie w ird  daher w esentlich  kost­
spieliger, als vorh er angenom m en. B ehörden  pflegen in ihren Bedingungen 
m eistens vorzuschreiben , daß die V ersch iebung des Anfangsterm ines keinen 
Anspruch auf Schadenersatz gibt. W ollte  man aber einen derartigen Schaden­
ersatz da, w o  eine solche Bedingung nicht aufgestellt ist, verlangen, so 
w ürde man aus den Streitigkeiten nicht herauskom m en und sich bald den 
guten Ruf verscherzen , den eine M aschinenfabrik nötiger hat als irgend eine 
andere Fabrik.

A uch ist dam it zu rechnen, daß etw aiger Ausschuß bei der Herstellung von  
G ußstücken, Stahlgußstücken, usw . ungünstigen Einfluß auf die L ieferzeit aus­
übt. D er Verein  deutscher M aschinenbauanstalten hat dem in seinen B e­
dingungen Rechnung getragen. Ausschußerzeugung, w enn  sie nachgew iesen  
w ird , verlängert die L ieferzeit entsprechend; doch ist es nam entlich Behörden 
gegenüber außerordentlich schw er, diese Bedingung durchzudrücken. B e ­
hörden, w elch e  die Anlagen m eistens erst bestellen, w enn sie schon im B e ­
trieb sein sollten, können derartige Bedingungen nur sch w er eingehen ; so 
z. B. w ürde ein G asw erk unter Umständen die V ersorgu ng der Stadt mit 
L icht in Frage stellen, w enn nicht zu der bestim m ten Zeit die Vergrößerungen 
fertig eingebaut sind. Nun kom m t aber in allen Fällen, w o  B austoffe von  
H üttenw erken und anderen H albzeugfabrikanten b ezogen  w erden  müssen, 
hinzu, daß die H üttenw erke keinerlei Verpflichtung bezüglich  pünktlicher Ein­
haltung von  Lieferzeiten  eingehen. Jeder W alzenbruch  und jede Störung im 
W alzw erk betrieb  entbindet das W erk , w enn es eine Verpflichtung eingegangen 
ist, von  dieser Verpflichtung. D ie W alzenbrüche stellen sich denn auch m eist 
zur richtigen Zeit ein. V ielfach gehen aber die H üttenw erke überhaupt keine 
verbindlichen Lieferzeiten  ein. Im Jahre 1907, in dem  die H ochflut bis gegen
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Ende des Jahres anhielt, w ar es überhaupt kaum möglich, Material zur 
richtigen Zeit zu erhalten. Der M aschinenfabrikant steht hier geschlossenen 
Vereinigungen gegenüber, die alles durchsetzen können, w as sie verlangen. 
Nicht anders ist es mit den Lieferungen für gußeiserne und schm iedeiserne 
Rohre, für Niete, Schrauben usw . Überall begegnet man geschlossenen V er­
einigungen, die das Heft in Händen haben, während im M aschinenbau selbst 
die Vereinigungen nur vereinzelt zustande gekom m en sind und auch da nicht 
den Einfluß gewinnen können, daß sie den Fabrikanten vor ungerechtfertigten 
Forderungen der Besteller zu schützen verm ögen. Dazu gesellte sich W agen ­
mangel, so daß vielfach fertige W aren nicht rechtzeitig geliefert werden 
konnten und daß auch fertige M aschinen nicht rechtzeitig abrollen konnten. 
W eiterhin ist jetzt damit zu rechnen, daß die Arbeiter außerordentlich schw er 
zu Überstunden zu haben sind, wenn solche aus einer Reihe zusammentreffender 
Umstände notw endig w erden, um Versäum tes nachzuholen. Vielfach spielen 
auch bei Aufstellarbeiten im Freien die W itterungseinflüsse mit. Anhaltender 
R egen stört hierbei außerordentlich.

Man müßte ja alle diese Umstände bei der Abgabe der L ieferzeit berück­
sichtigen; dann w ürde man aber voraussichtlich mit den Lieferzeiten so hoch 
greifen müssen, daß die Bestellungen in Frage gestellt würden. Hier befindet 
sich der M aschinenfabrikant in einer Zwangslage, durch die er so gut w ie 
m öglich hindurchkommen muß. Er muß dabei damit rechnen, daß sein A b ­
nehmer Verständnis für die V orgänge hat und daß an ihn nicht Anforderungen 
gesteh  w erden, w enn ihn ein Verschulden nicht trifft. Im großen und ganzen 
sind auch Verzugstrafen bis v or  kurzem nicht an der Tagesordnung gew esen. 
Der preußische Staat ist in dieser Beziehung mit einem guten Beispiel voran ­
gegangen, indem er stets die Strafen niederschlug oder nur zu einem g e ­
ringen Teil erhob, wenn nachw eisbar ein Verschulden der Liefernden nicht 
vorlag  und wenn ein größerer Schaden nicht erw achsen w ar. Neuerdings 
haben sich aber die Verhältnisse geändert, indem insbesondere bei kleineren 
Städten die Strafen vielfach auch dann in Anspruch genom m en w erden, wenn 
ein Schaden nicht entstanden ist. M ir ist ein Fall bekannt, w o  eine größere 
verfallene Summe rücksichtslos beansprucht w orden  ist, obw oh l ein ent­
sprechender Schaden nicht entstanden w ar und obw ohl hierdurch eine B e­
reicherung der betreffenden Behörde erzielt w urde. Es kom m t dies meistens 
daher, daß bei Nachlässen derartiger Strafen die Stadtverordneten mit­
zusprechen haben. Es ist daher auch von  einem hervorragenden Leiter einer 
größeren Stadt in alle V erträge der Satz aufgenomm en, daß der M agistrat 
berechtigt ist, die Strafen aufzuheben. Die Berechtigung ist keine V er­
pflichtung, und dem gemäß steht es in der Hand des M agistrats, die Strafe zu 
fordern oder nicht. Ferner sind es m erkw ürdigerw eise gerade die V er­
waltungen einer Reihe größerer Hüttenwerke, die bezüglich der Verzugstrafe 
rücksichtslos vorgehen, obw ohl sie selbst durch ihre auf den M aschinenbau 
nicht Rücksicht nehmenden Lieferbedingungen den Maschinenbau in eine außer­
ordentlich schw ierige L age bringen. M eine Erfahrung geht dahin, daß die 
frühere Rücksichtnahm e im gegenseitigen Verkehr vielfach geschw unden ist, 
und daß daher immerhin jetzt mit dem A bzug von verw irkten  Verzugstrafen 
mehr zu rechnen ist w ie früher. Es ist daher die W agnisgebühr für V erzug­
strafe unbedingt bei der Ermittlung des Verkaufpreises zu berücksichtigen.
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W eiterhin ist eine W agnisgebühr vorzusehen  für V orkom m nisse bei Neu­
ausbildung von  Konstruktionen oder bei Herstellung neuer Größen von  er­
probten M aschinen. Fabriken, die regelm äßig einen und denselben G egenstand, 
w enn auch in verschiedenen Größen, herstellen, haben hierbei einen großen 
Vorsprung. Durch die regelm äßige Herstellung w ird  verm ieden, daß die Er­
fahrungen, die ein oder m ehrere M al gem acht sind, von  neuem gem acht w erden  
müssen. Durch Einrichtung von  Prüfstellen, in w elchen  die fertigen  M aschinen 
vor  ihrer Absendung einer genauen B eobachtung unterzogen w erden , 
gegebenenfalls im Gange, durch genaue Prüfung der einzelnen M aße, der 
M aterialien usw ., kann man es w oh l dahin bringen, daß diese W agnisgebühr 
überhaupt nicht in Betracht zu ziehen ist. Anders liegt die Sache bei Fabriken, 
w elch e  fast in jedem  einzelnen Fall für die Ausführung neue Entw ürfe m achen 
müssen. S o z. B. w ird  es kaum Vorkom m en, daß eine Konstruktion zu einer 
B rücke sich bei w eiteren  Ausführungen gleichartig w iederholt. B ei Eisen­
konstruktionen zu Häusern, bei Kranen, V erladeanlagen, bei ganzen Ein­
richtungen, w ie  Zuckerfabriken, Mühlen, Brauereien usw ., w ird  jedesm al der 
Örtlichkeit Rechnung getragen w erden  müssen, und es w erden  daher in jedem  
einzelnen Falle die Verhältnisse neu aufzuzeichnen sein. Ähnlich verhält es 
sich auch in den Fällen, w o  vorhandene M aschinengrößen nicht mehr aus­
reichen und neue M aschinengrößen entw orfen  w erden  müssen. Im letzten 
Jahrzehnt haben sich beisp ielsw eise bei Kranen und Fördereinrichtungen die 
zu hebenden Lasten vergrößert. D ie G asm otoren sind in ihrer G röße von  
Hunderten auf Tausende von  P ferdestärken gestiegen. D ie Dam pfm aschinen 
nehmen im mer größ ere Abm essungen an. Auch die Dampfturbinen sind von  
kleinen Anfängen zu den größten A bm essungen gew achsen . Ähnlich verhält 
es sich auf allen Gebieten, mit denen der M aschinenbau zu tun hat. D ie 
.Anforderungen an die Leistungen w erden  größer, und daher w erden  auch 
größere Abm essungen genom m en. Es ist ganz selbstverständlich, daß mit dem 
Ü bergang zu größeren  A bm essungen auch neue Rechnungen und Studien not­
w endig  sind. H ierbei kann es w oh l Vorkom m en, daß das eine oder das andere 
nicht gleich so getroffen w ird , w ie  es sich im B etrieb später als notw endig 
herausstellt. M ir ist eine Äußerung des alten R edtenbacher in Erinnerung, 
den ich noch  ein Sem ester in Karlsruhe hören konnte, w onach  er die L ok o ­
m otive und die Schiffsm aschine als Lehrm eister für die Konstruktion im 
M aschinenbau bezeichnete. Bei diesen hätten die R echnungen allein n icht 
ausgereicht, sondern es kämen Stöße und äußere Einflüsse in B etracht, die 
sich der Berechnung entzögen. Es hätte daher der M aschinenbau lernen 
müssen, die Konstruktionen auch gegen  diese Einflüsse w iederstandfähig zu 
gestalten, und das könne nur durch die Erfahrung erreicht w erden . S o  liegt 
es selbstverständlich auch noch  heute beim  Ü bergang zu größeren  V erhält­
nissen, bei denen zw ar nicht Stöße, aber doch  Einflüsse in B etracht kom m en 
können, w elch e  sich bei der Konstruktion nicht ohne w eiteres erkennen lassen. 
Auch hier geht vielfach  P robieren  über Studieren. S o  kann es Vorkom m en, 
daß ein genau berechnetes, fahrbares Krangerüst doch  an einzelnen Stellen 
schw ankt. W enn  in solchen Fällen Verstärkungen vorzusehen  sind, so treffen 
sie die liefernde Fabrik. Bei Ü bergängen zu neuen Abm essungen und bei B e ­
arbeitung neuer Aufgaben ist daher eine Sicherheitszahl für ähnliche V or­
kom m nisse einzurechnen.
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Nicht minder sind diejenigen Vorkom m nisse zu berücksichtigen, w e lch e  
sich aus der Gew ährleistung ergeben, insbesondere da, w o  bestim m te Zahlen 
über Ausbeute, K ohlenverbrauch, D am pfverbrauch, Strom verbrauch usw . an­
gegeben  sind. W enn auch im allgemeinen ein vorsichtiger Fabrikant m it 
seiner Gewährleistung nicht w eiter gehen w ird, als er durch die Erfahrungen 
verartw orten  kann, so spielen doch sehr oft B etriebsverhältnisse mit, w elch e  
auf die Gewährleistung einen ungünstigen Einfluß üben. Ich nenne hier nur 
schlechtes Speisew asser bei einem Dampfkessel. In einem Streit, bei dem 
ich Schiedsrichter w ar, habe ich kennen gelernt, w elchen Nachteil für den 
liefernden Fabrikanten dieser Umstand mit sich geführt hat. B is festgestellt w ar, 
daß die Störungen, w elch e an den Kesseln vorkam en, auf schlechtes Speise­
w asser zurückzuführen w aren, verg ing geraum e Zeit, und bis dahin w urde der 
liefernde Fabrikant in w eitgehendem  M aße in Anspruch genom m en. Auch 
schlechte W artung von  M aschinen spielt eine große Rolle. W enn etw as an sonst 
tadellosen Anlagen vorkom m t, so w ird  zunächst vom  Besteller angenommen, 
daß der Liefernde Schuld is t  D er B ew eis, daß die Schuld an der Bedienungs­
mannschaft, an Verw endung schlechten Schm ierstoffes, schlechten W assers, 
oder sonstigen, den Lieferer nicht belastenden Umständen liegt, ist vielfach 
schw er zu führen. Den Streit durch die Gerichte auszutragen, ist fast nie zu 
empfehlen. Bei solchen Streitigkeiten kom m t es doch immer auf einen V er­
gleich hinaus; denn der B ew eis, an w em  die Schuld liegt, ist niemals ein­
w andfrei zu führen, anderseits vertrödelt man mit derartigen Streitigkeiten viel 
kostbare Zeit, die anderw eit viel nützlicher angewandt w erden kann. Es 
kom m t aber noch ein Umstand hinzu, der außerordentlich schw er ins G ew icht 
fällt: das ist der gute Ruf, den der M aschinenfabrikant sich unbedingt erhalten 
muß. M ag er noch so sehr R echt haben, Streitigkeiten w erden  im mer dazu 
beitragen, einen M akel an seinen Ruf zu heften. Man kom m t vielfach im 
M aschinenbau w eiter, wenn man mit sehenden Augen Unrecht erleidet und 
znsieht, sich Freunde zu erhalten, die für w eitere Empfehlung S org e  tragen. 
Namentlich beim  Verkehr mit städtischen Verwaltungen ist es von  großer 
Bedeutung, daß die Auskünfte, w elch e die Städte gegenseitig einzuholen 
pflegen, einwandfrei ausfallen. M ir ist ein Fall in der Erinnerung, w o  der 
Liefernde ein Schiedsgericht einberufen hatte, durch das er R echt bekam ; trotz­
dem gab nachher die Stadtverw altung einer ändern Verw altung die Auskunft, 
es sei bei der betreffenden Lieferung nicht ohne Streitigkeiten abgegangen. 
Gehen doch einzelne M aschinenfabriken sow eit (und darin sind namentlich 
die Am erikaner vorbild lich ), daß sie die gelieferten Anlagen auf ihre Kosten 
regelm äßig durch geeignete, erfahrene M eister auf ihre Leistungsfähigkeit und 
gute W irksam keit untersuchen lassen. Nach dieser Richtung hin kann nicht 
genug geschehen. Es komm t nicht nur darauf an, daß die Anlage gut arbeitet, 
sondern auch, daß sie dauernd gut arbeitet, daß die Abnutzung m öglichst gering 
ist und daß die Leute, w elche die M aschinen bedienen, sachgem äß angelernt 
werden. Nur so können Streitigkeiten und M einungsverschiedenheiten dauernd 
beseitigt w erden. Ein Fabrikant, der nach dieser Richtung hin w eit entgegen­
kommt, muß allerdings bessere P reise haben, w ie  derjenige, der sich zu keinem 
Entgegenkomm en bereit erklärt; aber anderseits w ird  durch das Entgegen­
komm en auch dafür gesorgt, daß man lieber mit dem Fabrikanten arbeitet, 
von  dem man w eiß, daß man angenehm mit ihm verkehren w ird, und daß man
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ihm auch gegebenenfalls höhere P reise  b eza h lt Schon  diese B etrachtung er­
gibt, daß es sehr w oh l m öglich  ist, eine W agnisgebühr für die aus der G ew ähr­
leistung sich ergebenden Schw ierigkeiten  vorzusehen.

Fasse ich die vorstehenden Ausführungen zusammen, so  kom m e ich zu dem 
Ergebnis, daß der landläufige Nutzen im M aschinenbau nicht für alle Fälle ge­
n ü gt Eine Fabrik, die vorw ärtskom m en  und B esseres leisten w ill als andere, 
muß v o r  allem  dafür sorgen , daß sie P reise erhält, mit denen sie im W ettb ew erb  
nicht nur bei sachgem äßer Lieferung, sondern auch bei w eitgehendem  Entgegen­
kom m en bestehen kann.

D iejenige W agnisgebühr, die für Ausfälle, Z insverluste, A bzü ge usw . ein­
zusetzen is t  habe ich  in diesem  Aufsatz n icht berührt, da sie G egenstand rein 
kaufm ännischer Erw ägungen is,t und da sich ihre B erechnung aus einfachen 
kaufmännischen Grundsätzen von  selbst ergibt.

STATISTISCHES ZUR BEURTEILUNG 
DER AMERIKANISCHEN WIRTSCHAFTSKRISE.

Von EUGEN EICHEL, beratender Ingenieur, Berlin-New YorK.

Seine Skepsis gegenüber der Statistik bringt der Am erikaner durch das 
geflügelte W o rt  zum A usdruck : „E s gibt dreierlei, 1) Lügen, 2) verdam m te 
Lügen und 3) Statistiken.“  Und doch  w ird  w oh l in keinem  anderen Staats­
w esen  auf das Sam meln von  statistischen A ngaben in dem  M aße W ert ge ­
legt, w ie  gerade in den Vereinigten Staaten von  N ord-A m erika. D ie teil­
w e ise  sprunghafte E ntw icklung des Landes einerseits, die ständig und 
o ft schroff w echselnden  Verhältnisse der Natur, der T em peratur und der 
N iederschläge sow ie  das mit dem P räsidentschaftsw echsel eng verknüpfte 
„U p and dow n “  der w irtschaftlichen V erhältnisse andererseits fordern 
geradezu  das übersichtliche Aneinanderreihen zahlenm äßiger V ergleiche 
heraus. M it außerordentlichem  Entgegenkom m en stehen die einzelnen Stati­
stischen Äm ter der verschiedenen Staaten und das Hauptamt das „U nited 
States Census O ffice“  in W ashington D. C. mit D rucksachen und Auskünften 
jederm ann bereitw illigst zur Verfügung.

Neben K ohlen-, Eisen- und Stahlverbrauch und -erzeugung ist der Bahn­
verkehr ein guter M aßstab der allgem einen W irtschaftslage. D as v e r ­
m ittelnde Glied ist der Fahrpark, das rollende M aterial. Nun w eist die 
Statistik von  36 amerikanischen und kanadischen W agenbauanstalten  im 
Jahre 1907 für den Bau von  Vollbahn-, H ochbahn- und U ntergrundbahnw agen 
—  also ausschließlich der o ft sehr schw eren  W a gen  für den ü ber lan d - und 
Straßenbahnverkehr —  eine Rekordleistung auf. G ebaut w urden  nämlich 
284188 Fi achtw agen und 5 457 P ersonenw agen , a lso insgesam t 289 6451) 
W agen , das sind 19 vH  m ehr als im Jahre 1906. D ie L okom otivherstellung 
belief sich im Jahre 1907 auf 6564 für das Inland und 798 für die Aus­
fuhr, also zusam m en auf 7362 L ok om otiven .2) Das bedeutet eine Zu­
nahme von  5 vH  der Inland- und von  11 vH  der A usfuhrlokom otiven  gegen ­
über dem Jahre 1906. V erg leichsw eise  sei bem erkt, daß nach dem  letzten

*) h iervon  9429 W agen  für die Ausfuhr.
2) h iervon  330 elektrische L okom otiven .
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Geschäftsbericht des Eisenbahnzentralamtes der preußischen Eisenbahnen im 
Laufe des Berichtjahres für die preußischen Staatsbahnen beschafft w urden: 
1411 Lokom otiven , 2852 Personenw agen, 1140 G epäckw agen, 26 944 Güter­
w agen, 9 200 000 t Kohlen. Das Studium der amerikanischen W agenerzeugung

W a g e n

Jahr für Fracht für Personen insgesamt Lokomotiven

1900 115 631 1 636 117 267 3153
1901 136 950 2 055 139 005 3 384
1902 162 599 1 948 164 547 4 070
1903 153 599 2 007 155 202 5152
1904 60 806 2 144 62 950 3 441

1905 162 455 2 551 168 006 5 491
1906 240 503 3167 243 670 6 952
1907 284188 5 457 289 645 7 362

seit dem Jahre 1900 lehrt, daß dem W irtschaftsniedergang des mit 
der Präsidentschaftswahl zusammenfallenden Jahres 1904 die H öchst­
zahl des Jahres 1903 voranging. Nun setzte aber auch im Jahre 
1903 der eigentliche Niedergang der Industrie schon im H erbst ein , ganz 
ähnlich dem panikartigen Abflauen der W irtschaftslage im Herbste
1907. Die Statistik jedoch, die nur den M ittelw ert des Jahres angibt, 
spiegelt auch für 1907 w ie  im Jahre 1903 ein „boom in g“ , ein rekordbrechend 
erfolgreiches Jahr vor. Andrerseits verführt die langsame Erholung in den 
folgenden Jahren, also in 1904 und höchstwahrscheinlich auch 1908, zu dem 
Glauben, daß der w irtschaftliche Krach in diesen einen bedeutenden Sturz 
der Erzeugungsziffern aufweisenden Jahren erfolgt sei. W ie  plötzlich und 
einschneidend sich eine W irtschaftskrise in Am erika vollzieht, zeigt uns die Auf­
stellung des ständigen Ausschusses der Am erican R a ilw ay  Association  für die 
Ü berw achung des Nutzeffektes der Bahnwagen. Im Juli 1907 mußte der A us­
schuß zu außerordentlichen Maßnahmen schreiten, um dem plötzlich fühlbaren 
W agenm angel der von ihr vertretenen Bahnen entgegenzuwirken. Es wurde 
deshalb eine W agenvergütung von  M 2.—  für jeden T ag, den der W agen sich 
auf dem Bahnnetz frem der Bahnen befand, festgesetzt. Trotzdem  betrug am 
30. O ktober 1907 der W agenm angel noch 90 000 W agen. Der Ausfall der 
Fracht infolge der wirtschaftlichen Krisis erfolgte dann aber so schnell, daß 

0  Z e i t p u n k t  W a g e n
verlangt leer

30. Oktober 1907 90 000 —
13. November 1907 57 000 12 000
27. November 1907 18 000 40 000
24. Dezember 1907 4 500 119 000

2j. 8. Januar 1908 —  341 000
p. 22. Januar 1908 —  339 053

am 24. D ezem ber nur noch 4500 W agen, und zw ar hauptsächlich von  kana- 
-■ dischen Bahnen, als mangelnd verzeichnet sind, während diesem M angel ein

Überschuß von 119 000 leeren, beschäftigungslosen W agen gegenübersteht.
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In kaum einem w eiteren M onat, bis zum 22. Jan. 1908, ist dieser U berschuß von  
beschäftigungslosen W agen  von  rund 153 Bahnen auf 339 053, also auf beinahe 
den dreifachen Betrag gestiegen. D er letzte B ericht ze ig t schon eine kleine 
Besserung insofern, als am 1. April nur noch 306 000 W agen  als brach ­
liegend gem eldet w erden. D er Ausschuß w ird  jetzt die genannte 
W agenvergütung erm äßigen, um den einzelnen B ahnverw altungen das nunmehr 
unnötige und immerhin kostspielige V ersch ieben  der W agen  zu ersparen. D er 
große U berschuß an W agen  ist allerdings in diesem Jahr auch dadurch 
begünstigt, daß der W inter äußerst milde w ar, w as den K ohlenversand b e ­
einträchtigte. Um w elch e  M engen es sich dabei handelt, w eist z. B. der B e ­
darf der Stadt N ew -Y ork  mit ihren großen industriellen und Schiffahrtsunter­
nehmungen sow ie  dem großen Bedarf an Hausbrandkohlen aus. Er beträgt 
jährlich etw a 9 000 000 t Anthrazit (vergl. Verbrauch der preußischen Eisen­
bahnen mit 9 200 000 t Kohlen) und 6 500 000 t W eichkohlen. Auch der 
Eisenerzversand, der in den 5 M onaten, in denen der E rzdam pferverkehr über 
den O beren See m öglich ist, auf etw a  1 750 000 t Erz im M onat steigt, ist im 
W inter schw ach. Der w irtschaftliche R ückgang drückte mit zuerst auf die 
Roheisenerzeugung. W ährend im O ktober 1907 die Ausbeute der am erikani­
schen H ochöfen noch einer Jahreserzeugung von  27 M illionen t entsprach, ging 
diese nach dem A usw eis desJanuars 1908 auf 12M illionen zurück. D ieser Ausfall 
von  rund 15 M illionen t Gußeisen ist größer als die G esam terzeugung D eutsch ­
lands und Luxem burgs, die sich im Jahre 1907 auf den höchsten  bisher er­
reichten Betrag von  13 045 7 5 0 1 belief. Auch die Stahlerzeugung ging zurück, 
und zw ar von  1 514 521 t im O ktober 1907 auf 659 459 t im D ezem ber 1907, 
eine Erscheinung, die die natürliche F olge der B eschäftigungslosigkeit der 
Bahnen als Großabnehm er von  Stahlschienen, Achsen, B lechen usw . ist.

Einen G radm esser der G eschäftslage der elektrischen Industrie bildet u. a. 
der Stand des Kupfermarktes. W ährend des Jahres 1907 verbrauchten  die 
drei bedeutendsten am erikanischen Elektrizitätsfirmen etw a  64 000 t Kupfer 
bei einem W arenum satz im W erte  von  153 M illionen D ollars gegen 70 000 t 
K upferverbrauch und 162,5 Millionen D ollars W arenum satz im Jahre 1906. 
D er jetzigen G eschäftslage w ürde jedoch  ein ungefährer Kupferverbrauch 
von  nur etw a  36 400 t Kupfer entsprechen, w as bei anhaltender G e­
schäftskrisis einem Ausfall von  etw a  43 vH  gleichkäm e. —  Bei der in Am erika 
besonders engen Verknüpfung der politischen und w irtschaftlichen Fragen 
w ird eine durchgreifende Besserung der gesam ten G eschäftslage w oh l kaum 
v o r  dem H erbst dieses Jahres zu erw arten sein. D ie Präsidentschaftw ahl, die 
anfangs N ovem ber erfolgt, w ird  v ielleicht w ieder den Angelpunkt der w irt­
schaftlichen A ufw ärtsbew egung bilden.
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DIE ENTWICKLUNG DER 
BUCHFÜHRUNG AUF MATHEMATISCHER GRUNDLAGE.

Von PAUL BECK, Ingenieur, München.

(Schluß von  Seite 115.)

VI. D e r  A b s c h l u ß .
Die doppelte Buchführung geht von  einer Bilanz aus. Sie eröffnet auf 

Grund der letzteren die Konten, deren Anzahl und Einteilung von  der Art und 
dem  Z w eck e  des Unternehmens abhängt, indem sie die W erte  der Aktiva, der 
Passiva und des Reinverm ögens in die zugehörigen Konten einstellt.

Darauf folgt die Führung der Konten, d. i. die Einstellung der eintretenden 
sofort erm ittelbaren Änderungen auf den Konten. Jede Änderung w ird  doppelt, 
einmal links und einmal rechts, gebucht. Am Ende einer bestimmten Zeit­
periode erfolgt der A bschluß:

1. durch Feststellung der dem gewählten Zeitpunkt entsprechenden all­
gem einen Buchungsgleichung aus den einzelnen Posten der algebraischen 
Summen der sämtlichen Konten (Abschluß der K onten);

2. durch Feststellung der dem gewählten Zeitpunkt entsprechenden Zu­
standsgleichung, das ist die Schlußbilanz, mit Hilfe einer Inventur;

3. durch Bildung der Differenz zw ischen  allgem einer Buchungsgleichung 
und Zustandsgleichung und daraus folgender Ermittlung des Erfolges nach 
seiner Herkunft. Das ist die Erfolgrechnung.

Das Ergebnis des A bschlusses ist:
a) d i e B  i 1 a n z , d. i. die Ermittlung des Reinverm ögens und des Erfolges 

nach seiner G röße;
b ) d i e  E r f o l g r e c h n u n g  (G ew inn- und Verlustrechnung), d. i. die 

Ermittlung des Erfolges nach seiner Herkunft.
Die P raxis bildet die zur Gewinnung der allgemeinen Buchungsgleichung 

erforderlichen algebraischen Summen der einzelnen Konti analog der Bilanz 
durch Einstellung des Saldos. D er Saldo schließt das Konto ab, er ist hier, 
w ie  der der Bilanz, die Differenz der beiden Seiten, w elche, auf der numerisch 
kleineren eingestellt, rechts und links auf gleiche Endsummen führt. D er Saldo 
ist also die algebraische Summe eines Kontos, er steht aber auf der Kontoseite 
mit dem dem seinigen entgegengesetzten V orzeichen. D ieselbe Summe, aber 
mit dem richtigen Vorzeichen, d. h. auf der mit gleichem  V orzeichen versehenen 
K ontoseite eingestellt, heißt Saldovortrag oder Saldoübertrag.

D er Saldovortrag  steht auf dem gleichen Konto w ie  der Saldo, mit ihm 
w ird ein abgeschlossenes Konto von  neuem eröffnet; der Saldoübertrag steht 
auf einem anderen K onto als der Saldo, mit ihm w ird  ein Konto auf ein anderes 
übertragen, d. h. es w ird  ein Konto durch Abschluß zum V erschw inden ge ­
bracht, und sein Ergebnis, sein Saldo, erscheint dann auf einem ändern Konto.

Saldo einerseits und Saldovortrag oder Saldoübertrag anderseits stehen 
in der gleichen Beziehung w ie  die beiden Teile eines D oppelpostens; es steht 
der eine auf einer linken, der andere auf einer rechten Kontoseite.

In Aufstellung III (S . 112) ist der Abschluß durchgeführt. Die äußere Anlage 
der Aufstellung, ferner dieEröffnung und die Führung der Konten sind im vorher­
gehenden Abschnitt erörtert w orden. Zum Z w eck e  des Abschlusses werden
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nun die Summen der rechten und der linken Seiten der einzelnen Konten ge­
bildet. A ls Posten  einer Gleichung ergeben  sie, nach dem V orzeichen  in zw e i 
senkrechten Reihen, also in B ilanzform , nebeneinander geordnet, gleiche 
Summ en auf beiden Seiten und bilden eine sogenannte Probebilanz, 
auch Verkehrsbilanz genannt. D er Name P robebilanz rührt her von 
der N otw endigkeit der Gleichheit der beiden Endsummen, w elch e  eine 
K ontrolle für die R ichtigkeit der Einstellung der einzelnen Buchungsposten in 
sich schließt. Verkehrsbilanz heißt diese P robebilanz zum U nterschiede gegen 
andere noch zu besprechende Probebilanzen, w eil die einzelnen Kontenseiten 
den Verkehr oder Um satz auf dem Konto erkennen lassen sollen. Das ist 
aber nur bei denjenigen Konten der Fall, w e lch e  die w irklichen mit der In­
ventur übereinstimmenden B estände ergeben. D ie B ezeichnung ist daher nicht 
allgem ein zutreffend.

Aus der Verkehrsbilanz in Reihe II w erden  dann die Saldi der einzelnen 
Konten erm ittelt und in Reihe III eingestellt. D ie Anordnung der Saldi in 
Bilanzform  ergibt die in Aufstellung III enthaltene zw eite  P robebilanz, w elch e 
treffend S a l d o b i l a n z  genannt w ird . D ie Saldi bilden die Posten  einer 
G leichung, sie  m üssen deshalb bilanzieren.

In Reihe IV sind die Endsummen der durch die Saldi ausgeglichenen 
Kontenseiten gebildet, sie müssen jew eils  gleich  sein. D iese Reihe dient als 
K ontrolle für die R ichtigkeit der Saldi und ihrer Einstellung.

M it Reihe IV sind die Konten abgeschlossen .
In Reihe V  w urden die Saldi vorgetragen , w elch e  die d r i t t e  P r o b e ­

b i l a n z  als Um kehrung der zw eiten  ergeben. Das ist die a l l g e m e i n e  
B u c h u n g s g l e i c h u n g ,  w elch e  fortan, in Übereinstim m ung mit dem  all­
gem einen Gebrauch, als R  o  h b i 1 a n z  bezeichnet w ird.

Reihe VI stellt die Bilanz dar, w elch e  mit H ilfe der Inventur gew onnen 
und aufgestellt w urde, w ährend Reihe VII als D ifferenz der G leichungen V — VI 
gew onnen  w urde.

Jedes a b g e s c h l o s s e n e  Konto ist eine Bilanz seiner W erte .
Nach dem allgem einen G ebrauch heißt Bilanz oder B ilanzkonto das abge­

schlossene Sam m elkonto der Bestände. D iese B ilanz w ird  richtiger bezeichnet 
als B e s t a n d b i l a n z  zur Unterscheidung von  irgend einem  ändern abge­
schlossenen Konto. Siehe G leichung VI in Aufstellung III.

A b s c h lu ß
mit Gewinn oder Verlust

Bestandbilanz
+

Erfolgbilanz 
—  +

Materialverbrauch W ' P ' Produktion
Löhne L' g ' Einzelgewinne

Aktiva Passiva
B i"  B „"
B 2"
b 3"

Saldo

Unkosten U ' 
Abschreibung M' 
Einzelverluste v ' 

Saldo
Gesamterfolg ± E

S
Sr

± E

A A C C
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Das abgeschlossene Sam m elkonto der E rfolge —  das ist die Differenz­
gleichung VII in Kontenform —  w ird treffend E r f o l g b i l a n z  genannt. 

Nach der Entwicklung w ar
Erfolgbilanz (VII) =  Rohbilanz (V ) —  Bestandbilanz (V I), oder 

Rohbilanz —  Erfolgbilanz ~|- Bestandbilanz . . . .  (6).
Erfolgbilanz und Bestandbilanz bilden den A b s c h l u ß  der doppelten Buch­

führung; er ist die Auflösung der Rohbilanz (allgem eine Buchungsgleichung).

A b sc h lu ß
mit Gewinn mit Verlust

Bestandbilanz Erfolgbilanz Bestandbilanz Erfolgbilanz

+ — — + + — — +
B ! B» W P Bx' Bß' W P'
B* L g Bo' L' g '
B, U b 3' U'

S M S M '
Sr V V Sr V' V
G G

A A C C A' A' C' C'

D ie Bestandbilanz, das abgeschlossene Sam m elkonto der Bestände, ist ein 
Linkskonto, in w elchem  die positiven W erte  links, die negativen rechts stehen. 
Die Erfolgbilanz, das abgeschlossene Sam m elkonto der den Erfolg bildenden 
W erte, ist ein R echtskonto; die V orzeichen stehen umgekehrt w ie bei der 
Bestandbilanz.

D iese umgekehrte Stellung der V orzeichen in den Abschlußbilanzen ist die 
F olge des Kunstgriffes, nach w elchem  jeder Doppelposten einmal links und ein­
mal rechts einzustellen ist.

Der Gesam terfolg ±  E bildet den S c h l u ß - D o p p e l p o s t e n .

Die Entwicklung der Buchführung kann hier abgebrochen w erden, weil 
w eiterhin nur noch das Formale, in Anpassung an die gesetzlichen Vorschriften 
und an die Sondergebiete, in w elchen sie zur Anwendung gelangt, zu be­
handeln ist. D ieser um fangreichere Teil bietet dem Verständnis und der An­
wendung keine besonderen Schw ierigkeiten  mehr, wenn, w ie  hier durch die 
mathematische Entwicklung angestrebt w ird, dem grundlegenden Teil jeg ­
liche Unklarheit genomm en ist.
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II. DER KAPITAL- UND WAREN-MARKT.
Diskont- und Effektenkurse

an der Berliner Börse Februar und 
März 1908.

(Vergl. Heft 1 Seite 16, Heft 3 Seite 79.)

Die Effektenkurse waren auch im F e ­
b r u a r  und M ä r z  mannigfachen Schwan­
kungen ausgesetzt, ohne daß sich eine be­
stimmte Neigung zum Steigen erkennen ließ. 
Zwar hat die Qelderleichterung weitere 
Fortschritte gemacht, aber zu irgend welcher 
Unternehmungslust vermochte sich die Börse 
nicht aufzuraffen. W ohl schienen sich die 
Wirtschaftsverhältnisse in Amerika, wie die 
Haltung der New Yorker Börse erkennen ließ.

allmählich zu bessern. Aber immer noch ge­
mahnte eine plötzliche und unerwartet kom­
mende Abschwächung des New Yorker 
Platzes, dem auch London und Paris folgten, 
daß die Wirkungen der Krise noch keineswegs 
überwunden seien. Die Erwartung wenig 
günstiger Bankabschlüsse drückte auf den 
Bankenmarkt. Wenn nun auch das Ergebnis 
der führenden allerersten Banken nicht allzu 
weit hinter dem des Vorjahres zurückblieb, 
so haben doch die Abschlüsse der meisten 
übrigen Banken, die Rückgänge und Verluste 
besonders im Efiekten- und Konsortialgeschäft 
aufwiesen, während dem Zins- und W echsel­
geschäft allerdings die hohen Qeldsätze zugute 
kamen, längere Zeit abschwächend auf die 
Haltung des Bankenmarktes gewirkt. Noch 
schärferen Rückgängen waren in den beiden 
Berichtsmonaten die M o n t a n p a p i e r e  
ausgesetzt, da sich der wirtschaftliche Nieder­
gang nunmehr auch auf das Rohmaterial, d. h. 
auf Kohlen, Roheisen und Erze, fortsetzte und 
damit auch die großen gemischten Betriebe 
oder reinen Kohlenzechen empfindlich getrofien 
wurden. Eine gewisse Unlust ergab sich 
für den Montanmarkt auch aus den Erzeu­
gungseinschränkungen der führenden Werke, 
für die Qesamtlage endlich auch noch in der 
Ungewißheit über das Schicksal des Börsen­
gesetzes. Auch an der Beeinflussung durch 
politisch ungünstige Tatsachen hat es in den 
beiden vergangenen Monaten nicht gefehlt. 
Die Ereignisse in Portugal waren allerdings 
nur einige Tage wirksam. Größeren Eindruck 
machte die Meldung einer Spannung zwischen 
Rußland und der Türkei, die sich an die ge­
planten Bahnbauten anknüpfte, endlich über 
die Zuspitzung des Konfliktes zwischen Japan 
und den Vereinigten Staaten sowie über die 
Möglichkeit erneuter politischer Verwick­
lungen der Mächte in Marokko.

Der R e n t e n m a r k t  hat trotz der 
Ge'.derleichterung noch keine Fortschritte ge­
macht. R u s s i s c h e  Anleihen haben wieder 
vorübergehend nicht unerheblich abgegeben, 
da ungünstige Nachrichten über die Tätigkeit 
der Duma und außerdem Meldungen über 
Aufflackern der Revolutionsbewegung Vor­
lagen. Aber auch h e i m i s c h e  Anleihen, 
vor allem Reichsanleihe und Konsols, haben 
im Kurse nachgegeben, um sich später zu be­
haupten, dann aber erneut gedrückte Haltung 
anzunehmen, da man das Erscheinen neuer 
Anleihen erwartete, die nunmehr auch tat­
sächlich Anfang April eingetroffen sind. Ame­
rikanische Bahnwerte haben die Rückgänge 
des Februar und März zum Teil wieder aus­
geglichen. Bemerkenswerte Rückgänge weisen

Februar
1 y 11 13 IS 18



K APITALM AR KT 171

die Aktien der großen S c h i f f a h r t s ­
g e s e l l s c h a f t e n  auf, nachdem Einzel­
heiten über das schon früher ungünstig be­
urteilte Geschäftsergebnis bekannt gegeben 
waren. Erst in den letzten Tagen des März 
kam es hier zu einer Erholung, die sich aber 
gleichfalls nicht immer behaupten konnte. 
Stärkere Kurseinbußen, die nach den General­
versammlungen der großen Banken, z. B. 
zwischen dem 26. und 27. März bei der Deut­
schen Bank, eintraten, sind auf die üblichen 
Detachierungen zurückzuführen.

Die Durchschnittskurse der in der Effekten- 
kurstabelle berücksichtigten Werte waren:

Februar M ärz

Februar März
1908 1908

Deutsche Bank 236.55 237.17
Diskonto-Gesellschaft 174.83 176.56
Gelsenkirchen 184.30 187.99
Harpen 198.31 195,87
Bochumer Verein 198.64 199.49
Laurahütte 214.09 210.93
Canada-Pacific-Bahn 144.05 146.48
Hamburg-Amerika-Linie 117.73 111.72
Norddeutscher Lloyd 105.48 98.72
Allgem. Elektrizitäts-Ges. 200.02 199.47
3 %  Reichsanleihe 83 82.39
2 %  Russenanleihe 82.25 81.81

Die weitere Geldmarkterleichterung spricht 
sich in einem Rückgang des B a n k -  und 
P r i v a t d i s k o n t s  aus. Die Reichsbank 
hat allerdings den ganzen Februar hindurch 
an ihrem Satz von 6 vH wie im Vorjahr 
festgehalten und erst in den ersten Tagen des 
März eine Herabsetzung um %  vH auf 
5% vH zugestanden. Dadurch wird eine ge­
ringere Spannung der Geldverhältnisse gegen­
über dem Vorjahr zum Ausdruck gebracht, 
denn im März des Jahres 1907 wurde noch 
an einem Satze von 6 vH festgehalten. Der 
Privatdiskont, der Anfang Februar 4% vH 
stand, ist in den letzten Tagen des Februar 
auf 4% vH gesunken, um dann gegen Mitte 
März im Hinblick auf den nahenden Viertel­
jahrsschluß zu steigen und meist 4% vH zu 
notieren. Nach glücklicher Erledigung der 
Ultimoliquidation ging der Privatdiskont 
wieder auf 4% vH zurück. Gegenüber dem 
Vorjahr weist der Privatdiskont eine durch­
schnittliche Besserung um fast ein volles Pro­
zent an den meisten Tagen auf. Der Unter­
schied zwischen Bank- und Privatdiskont 
war freilich nicht so groß wie im Januar, 
erreichte aber doch eine Höhe bis zu 1% vH. 
Durchschnittlich bewegte sich der Privat­
diskont 1% bis 1% vH unter dem Reichsbank­
satz. Die Durchschnittssätze des Bankdis­
konts waren im Februar 6 vH (im Februar 
des Vorjahres 6 vH), im März 5,59 vH (6 vH), 
die des Privatdiskonts im Februar 4,49 vH 
(im Februar des Vorjahres 5,69 vH), im März 
4,47 vH (5,41 vH).

Wechselkurse London, Paris, 
New York.

(Vergl. Heft 3 Seite 80.)
Mit der Erleichterung der Geldsätze sind 

die Wechselkurse gesunken. Nur im Fe­
bruar kam es vorübergehend noch zu leichten 
Steigerungen. Umso schärfer setzte im März 
die Rückwärtsbewegung ein. Im Februar un4 
März des Vorjahres hatte der Londoner 
Wechselkurs im Hinblick auf die kritischen 
Verhältnisse in denVereinigtenStaaten Neigung
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zum Steigen gezeigt. Der Pariser W echsel­
kurs fiel 1908 stetig, stand dabei aber meist 10 
bis 20 P lg höher als im Vorjahr. Der New- 
Yorker Kurs fiel; seine W erte liegen unter 
denen des Vorjahres. Scheck London stand 
im Durchschnitt im Februar 20.265 (im Vor­
jahr 20.489). im März 20.43 (20,487), Scheck 
Paris im Februar 81,30 (81,206), im März 
81,215 (81,03), Scheck New-York im Februar 
4.204 (4.223). im März 4,199 (4.238).
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Der Warenmarkt 
im Februar and März 1908.

(Vergl. Heft 3, Seite 81.)

Im vorstehenden Diagramm sind die 
Tagespreise für W e i z e n  und R o g g e n

(Mai-Termin, Berlin 2 Uhr), für K u p f e r .  
Z i n n ,  Z i n k ,  B l e i .  S i l b e r  (Londoner 
Notierungen) sow ie E i s e n  (Glasgower 
Schlußnotierungen) angegeben. (Erklärung der 
Notierung s. Heft I S. 18.)

Die schon im Januar einsetzende Ab­
wärtsbewegung für W e i z e n  und R o g g e n  
ist im Februar und März noch schärier in 
die Erscheinung getreten. Sie lag darin 
begründet, daß die argentinische Getreidezu­
fuhr beträchtlich zunahm. Während eine 
weitere starke Einfuhr aus Argentinien noch 
zu erwarten steht, zeigten auch die Saaten­
standsberichte in den meisten anderen An­
bauländern ein recht günstiges Bild. Es ge­
winnt immer mehr den Anschein, daß die 
Saaten ohne nennenswerte Schädigung über­
wintert haben. Das inländische Angebot so­
wohl für W eizen w ie für Roggen war an­
dauernd stark. Dabei verspürten die Mühlen 
wenig Lust, sich einzndecken, so daß stellen­
weise eine scharfe Absatzstockung eintrat. 
In den letzten Tagen des März stand der 
Getreidemarkt noch unter einem besonders 
scharfen Druck, weil man über gewisse, dem 
Getreidehandel feindliche Bestimmungen im 
neuen Börsengesetz Befürchtungen hegte.

Von den M e t a l l p r e i s e n  zeigte Kupfer 
im ganzen nach anfangs rückläufiger Be­
wegung im Februar, die in den ersten Tagen 
des März ihren Tiefstand erreichte, eine 
gute Erholung; immerhin blieb die Speku­
lation noch zurückhaltend. Z i n n ,  das be­
reits in den früheren Monaten einen Tief­
stand erreicht hatte, um den es leicht nach 
oben und unten schwankte, hat sich nament­
lich im März entschieden aufwärts bewegt 
und sich gut behauptet. B l e i  und Z i n k  
waren im ganzen stetig. Kleinere Ab­
schwächungen wurden immer wieder ausge­
glichen. Die E i s e n p r e i s e  in Glasgow 
verfolgten eine ziemlich scharfe Aufwärts­
bewegung im Gegensatz zu der an den übrigen 
großen Eisenmärkten eingetretenen Ab­
schwächung. Doch dürfte es sich hier in 
der Hauptsache um die Folge früher ge­
tätigter Leerverkäufe handeln, die zu 
Deckungen zwangen.

Die Durchschnittskurse waren:
für im Februar im März

Weizen 212,05 208,64
Roggen 204,39 200,86
Kupfer 59,17 58,71
Zinn 128.75 137,91
Zink 20,97 21,08
Blei 14,23 14,22
Silber 25,94 25,56
Eisen 48,98 51,39
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I I I .  K L E I N E :  M I T T E I L U N G E N
AUS LITERATUR UND PRAXIS. 

INGENIEUR-STANDESFRAGEN.
Befähigungsnachweis für Ingenieure.

Gemäß den Bestimmungen der 
Schw eizerischen  Bundesverfassung 
kann die Ausübung w issenschaft­
licher Berufsarten von einem Befähi­
gungsnachw eis abhängig gem acht 
w erden. Das ist bis jetzt im allge­
meinen in der S ch w eiz nur für Ärzte 
und R echtsanw älte durchgeführt w o r ­
den. Nur der Kanton Tessin hat auch 
einen Befähigungsnachweis für In­
genieure und Architekten eingeführt, 
und der Kanton W aadt ist im Begriff, 
ein ähnliches G esetz zu erlassen. Das 
G esetz des Kantons Tessin lautet w ie 
folgt:

„A rt. 1. Vorbehaltlich der Bestim ­
mungen der eidgenössischen G esetz­
gebung hat niemand das Recht, den 
Beruf als A dvokat, Notar, Ingenieur 
oder Architekt öffentlich auszuüben, 
der nicht das Reifezeugnis eines L y ­
zeum s oder einer Realschule besitzt 
und im B esitze eines von  einer Uni­
versität, Akadem ie, Technischen 
H ochschule oder gleichw ertigen An­
stalt verliehenen Abgangszeugnisses, 
Diplom s oder D oktortitels ist.“

„A rt. 2. In gleicher W eise w ird  nie­
mand zur öffentlichen Ausübung des 
Berufes als G eom eter, Bautechniker 
oder Baum eister zugelassen, der 
nicht im B esitze des Diplom s einer 
Technischen M ittelschule ist.“

Für die Ü bergangszeit sind beson­
dere Bestimmungen erlassen. Das 
Gesetz ist in Kraft getreten und er­
füllt, w ie  uns der Ausschuß für Stan­
desfragen des Schw eizerischen Inge­
nieur- und Architektenvereins mit­
teilt, seinen Z w eck  vollständig. D er 
genannte Ausschuß hält es für seine 
Aufgabe, diese Bestimmungen auch 
in den übrigen Kantonen der S chw eiz 
zur gesetzlichen Festlegung zu 
bringen.

Nach M itteilung des italienischen 
Senators Prof. C olom bo verfo lgt man 
in Italien ähnliche Bestrebungen. Ein 
G esetz, das den Schutz des Titels 
Ingenieur und Architekt bezw eckt, 
liegt augenblicklich dem Ministerium 
zur Beratung vor, und man hält seine 
Annahme durch das Parlam ent für 
gesichert.

Der Einfluß der Techniker in der 
Eisenbahnwirtschaft. In den B e­
ratungen der Budgetkom m ission des 
A bgeordnetenhauses über den Etat 
der Eisenbahnverwaltung hat die 
Frage der notwendigen Verstärkung 
des technischen Einflusses auf die 
Bewirtschaftung unserer Eisenbah­
nen einen breiten Raum eingenom ­
men. Von seiten einiger A bgeord ­
neten hielt man es für nötig, daß das 
technische Element in den oberen 
Stellen der Verw altung außerordent­
lich verm ehrt w erde.

Die Tägliche Rundschau vom  5. M ärz 
schreibt:

„W ir  hatten v o r  einigen Monaten 
zahlenmäßig nachgew iesen ,1) daß der 
Anteil der technisch vorgebildeten  
Verwaltungsbeam ten an den oberen 
Stellen der Eisenbahnverwaltung sich 
dauernd verm indert hat, daß also der 
Einfluß der technischen Kräfte dau­
ernd zurückgeht. W ir konnten jedoch  
als einzig erfreuliches Zeichen fest­
stellen, daß die frühere W artezeit 
von 12 bis 13 Jahren bis zur etats­
mäßigen Anstellung auf 5 bis 6 Jahre 
zurückgegangen ist. Unsere Ausfüh­
rungen sind in beiden Punkten durch 
die Verhandlungen der Budgetkom ­
mission bestätigt w orden.

„G egenüber der Anregung der A b ­
geordneten, daß den Technikern ein 
größerer Anteil an der Verw altung 
der Eisenbahnen und mehr G elegen­
heit zur Ausbildung in den V erw a l­
tungsgeschäften gegeben w erde, er­
klärte der Minister, daß er für die V er­
w altung (d. h. für die Bew irtschaftung 
der Eisenbahnfinanzen und für die L ei­
tung des Eisenbahnverkehrs!) die 
Ausbildung des G erichtsassessors 
der technischen Ausbildung vorziehe. 
Dem sei immer so gew esen, auch bei 
den früheren Privatbahnen; erst die 
Staatsbahnen hätten den höheren 
Techniker zur Geltung gebracht.

„B ei diesen Ausführungen hat den 
Minister allerdings seine Erinnerung 
irregeführt. Derjenige seiner V or-

Ü „T ägliche Rundschau“  Nr. 625 
vom  8. N ov. 1907.
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gänger, der die Verstaatlichung der 
Privatbahnen durchgeführt hat und 
der die erste Organisation eines gan­
zen  Staatsbahnw esens nach den aus 
den verschiedenen Privatbahnsyste­
men gew onnenen Erfahrungen ge ­
schaffen hat, sagt in den M otiven  sei­
ner Schöpfung, daß den technisch 
ausgebildeten Beam ten G elegenheit 
gegeben  w erden  müsse, sich über die 
adm inistrative Seite der Eisenbahn­
verw altung zu unterrichten. D agegen 
sei es m öglich, für die nicht tech­
nisch gebildeten Beam ten von  dem 
Erfordernis der Ablegungen höherer 
Staatsprüfungen, vielleicht soo^r von  
einer akadem ischen Vorbildung abzu­
sehen. Seitdem  sind fast 30 Jahre 
vergan gen ; der M echanism us der 
Eisenbahnen, die damals fast noch 
an Einfachheit ihrer Einrichtungen 
eher dem Straßenfuhrwesen glichen, 
ist eine M aschine gew orden , bei der 
an jedem  Rädchen Leben und S icher­
heit von  Tausenden hängt, zu deren 
W artung und Sicherheit aber nicht 
der sachverständige Ingenieur beru ­
fen ist, sondern deren Lenkung der 
Rechtskundige in kurzer Zeit lernen 
kann! Der M inister erklärte daher, 
daß eine Änderung in der B egrenzung 
der Beschäftigung der Techniker 
nicht eintreten könne.

„D agegen  hat der M inister aber an 
Hand unserer Zahlen h ervorgehoben, 
daß die G ehaltsfrage der Techniker 
durchaus nicht so  ungünstig liege. Er 
w iederholte  die bekannte Tatsache, 
daß nach den Anstellungsverhält­
nissen von  heute Techniker und Ju­
rist im selben Dienstalter die gleichen 
G ehaltssätze erhielten. D ie jüngsten 
Beam ten, für die das zutrifft, können 
daher vie lle icht über ihr äußeres 
Sch icksal ruhiger sein, denn der M i­
nister w ird  w oh l nunmehr dauernd 
dafür sorgen , daß fortan die äußere 
Zurücksetzung der Techniker aufhört. 
A ber alle die Jahrgänge seiner B e­
amten. die bis v o r  w enigen  Jahren 
noch M itte ihrer v ierz iger L ebens­
jahre erst nach 12 bis 13jähriger W arte­
zeit zur ersten festen Anstellung mit 
dem geringsten A nfangsgehalt ge ­
langten, denen der V ergleich  ihrer 
sozialen  L age noch  den von  der B e­
grenzung des A rbeitsfeldes auf ihnen 
lastenden D ruck verm ehrt hat, und 
deren in der T at häufige Klagen v o r  
der Öffentlichkeit und dem A b g eord ­

netenhause so  oft w iederholt sind, 
diese M ehrzahl seiner Beam ten hat 
der M inister schon  verg essen !

„F ast scheint es allerdings, als ob 
auch solch e  Hoffnungen unsicher sind. 
Z w ar ist die W arteze it bis zur ersten 
Anstellung in den letzten Jahren zu ­
rückgegangen, aber das kom m t da­
her, daß im letzten Jahrzehnt des 
vorigen  Jahrhunderts ein großer Teil 
der technischen Beam ten bei der Än­
derung der ersten Organisation der 
E isenbahnverw altung entlassen w o r ­
den, und daß alsdann für die später 
doch w ieder nötige verm ehrte Ein­
stellung Ersatz nur spärlich vorhan­
den w ar. Für die dauernde Regelung 
der Anstellungsverhältnisse ist aber 
das Verhältnis der außeretatsmäßigen 
Beam ten zu den etatsm äßigen ent­
scheidend. D ieses hat sich jedoch  
nicht v e rb e s s e r t  sodaß die Verkür­
zung der Anstellungszeit nicht die 
F olge einer planmäßigen Fürsorge 
für die Beam ten, sondern eines Zu­
falls ist. Nach dem B etriebsbericht 
der Eisenbahn v o m  Jahre 1906, der 
dem Landtage kürzlich vorg e leg t 
w urde, betrug im Jahre 1906 die G e­
sam tzahl der höheren Beam ten 1621, 
davon w aren 1125 etatsm äßig und s o ­
gar 496 oder 30,5 vH  außeretats­
mäßig, w ährend der Anteil der letz­
teren im Jahre 1905 noch  27,5 vH , im 
Jahre 1904 24,5 vH  und in den V or­
jahren etw a  23 vH  betragen hatte. 
Es sind also von  der E isenbahnver­
w altung in den letzten Jahren die 
Aufgaben, die der A u fschw ung des 
w irtschaftlichen Lebens brachte, in 
noch  höherem  M aße als früher mit 
außeretatsm äßigen Beam ten gelöst 
w orden . In der B udgetkom m ission 
des A bgeordnetenhauses hat der M i­
nister nun Zahlen angegeben, w o ­
nach im Jahre 1907 nur 98 außer­
etatsm äßige B eam te, a lso etw a  200 
w en iger als im Jahr vorher, vorhan ­
den w aren. D iese Zahlen zeigen 
einen so scharfen W ech sel, daß sie 
ohne genauere A ngaben unerklärlich 
erscheinen, daß ihre R ich tigkeit in 
Z w eife l gestellt w erd en  muß.

„M it seiner M einung über die B e ­
grenzung der B eschäftigung der 
Techniker bei der Eisenbahn ist der 
M inister in der Budgetkom m ission  
ziem lich allein geblieben . Immer 
mehr sehen w ir, daß im R echtsleben  
der sachverständige G utachter Sitz
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und Stimme im form al geschulten 
R ichterkollegium  gewinnt. Heute 
w ird ein Unparteiischer w ohl zu­
geben müssen, daß für die V erw al­
tung w irtschaftlich-technischer B e­
triebe die Kenntnis der technischen 
Entstehungs- und Arbeitsbedingungen 
am geeignetsten m acht.“

Die Besetzung eines hohen V er­
w altungspostens durch einen T ech ­
niker ist durch die Ernennung des 
bisherigen W iener Stadtbaudirektors 
Dr. B erger zum Sektions-Chef in dem 
neuen österreichischen Arbeitsm ini­
sterium erfolgt. B erger soll, trotz­
dem er schon im 67. Lebensjahre 
steht, dem Rufe besonders auch des­
halb Folge geleistet haben, damit die 
Forderung der Technikerschaft, in 
dem neuen Ministerium an leitender 
Stelle vertreten zu sein und zu­
mindest das technische R essort in 
den Händen eines Technikers zu 
sehen, erfüllt w erde. B erger w ird 
das sogenannte technische D eparte­
ment leiten, das folgende Arbeits­
zw eige  umfaßt: Hochbau, W asserbau, 
Straßen- und Brückenbau und eine 
hydrographische Zentralstelle.

Dr. Franz B erger w ar v or  wenigen 
W ochen  anläßlich der Vollendung 
seiner 25jährigen Tätigkeit als Leiter 
des W iener Stadtbauamtes der 
Gegenstand lebhafter Sym pathiebe­
zeugungen nicht nur aus dem Kreise 
seiner engeren F achgenossen : die
M itglieder des österreich ischen  In­
genieur- und Architektenvereines, die 
Beamten der Stadt W ien  und zahl­
reiche ausw ärtige Körperschaften 
rühmten bei der Festfeier seine 
schöpferische Kraft bei der Lösung 
der w ichtigsten Baufragen W iens in 
den letzten drei Jahrzehnten, sow ie 
die w ohlw ollende Fürsorge, die er 
bei allen Anlässen dem ihm unter­
stellten Beam tenkörper gegenüber an 
den T ag gelegt hat. B erger ist seit 
46 Jahren im Dienste der Stadt W ien 
tätig. Er hat an der Ausführung der 
ersten Hochquellenleitung, der W ien ­
flußregulierung, bei der Anlegung der 
städtischen G as- und Elektrizitäts­
w erke sow ie  der Stadtbahn und der 
Kanalisierung hervorragenden prak­
tischen Anteil genom m en. Seine B e­
deutung als Theoretiker fand Aus­
druck in seiner Ernennung zum 
Ehrendoktor der W iener Technischen 
Hochschule, an w elcher er auch als

M itglied der Staatsprüfungskom m is­
sion für das Ingenieurbaufach tätig 
ist. B. ist Präsident der ständigen 
Delegation des österreich ischen  In­
genieur-, und A rchitektenvereines. 
In letzterer Eigenschaft insbesondere 
hat er oft Veranlassung genom m en, 
für die berechtigte Anteilnahme der 
Technikerschaft an allen Fächern der 
Staatsverw altung einzutreten, B e ­
strebungen, deren Verw irklichung in 
dem neu zu errichtenden Ministerium 
für öffentliche Arbeiten und der er­
folgten Berufung B ergers erreicht zu 
sein scheint.

Uber die L age der österreichischen 
Eisenbahningenieure unterrichtet ein 
R ückblick, mit dem in den „M it­
teilungen des Vereins der Ingenieure 
der k. k. österreichischen Staats­
bahnen“  der Zentralausschuß die M it­
glieder zum Jahresw echsel begrüßt:

„D aß alle unsere diesbezüglichen 
Petitionen bisher erfolglos geblieben 
sind, ist v or  allem darauf zurückzu­
führen, daß noch immer im k. k. 
Ministerium eine Ström ung besteht, 
die den akadem isch gebildeten T ech ­
niker nicht als gleichw ertig  betrach­
tet, mit Mißgunst jeden E rfolg des­
selben zu vereiteln sucht und ihn auf 
die Stufe des M ittelschülers herab­
zudrücken trachtet. Denn selbst sol­
chen Forderungen gegenüber, w elch e 
eine M itwirkung des k. k. Finanz­
ministeriums, hinter das man sich so 
gern versteckt, ausschließen, v er­
halten sich gew isse Faktoren gleich- 
giltig, ja sogar feindlich. Erst dann 
w ird  eine Besserung dieser Verhält­
nisse eintreten, wenn Se. Exzellenz 
der Eisenbahnminister, orientiert über 
die Leistungen des technischen P er­
sonales und die Berechtigung der 
W ünsche desselben, w ofür w ir die 
Mithilfe der technischen Staatsbahn­
direktoren erbitten, persönlich ein­
greift und seinem W illen Geltung 
verschafft.

„A ber auch die Bestrebungen, für 
die akadem isch gebildeten Techniker 
jene Stellung im Staatsw esen zu er­
ringen, die ihnen schon seit langem 
gebührt, waren bisher erfolglos.

„Im Jahre 1880 w urde der erste 
ständige Ausschuß von  den M itglie­
dern des ersten Ingenieur- und A r­
chitektentages gewählt, um die Stan­
desinteressen zu wahren und die
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B esserung der sozialen  Stellung der 
Ingenieure und Architekten anzu­
streben, und heute nach 27 Jahren 
stehen w ir auf dem gleichen Stand­
punkte w ie  damals 

„B e i den W ahlen in das neue 
Volkshaus sind nur w enige unserer 
Kollegen durchgedrungen, die über­
w iegende Anzahl der Abgeordneten  
gehört mehr denn je  jenen Berufs­
klassen an, w elch e  für unsere In­
teressen keinen Sinn haben oder den­
selben feindlich gegenüberstehen. Es 
ist eben traurig, daß dem Mann der 
Arbeit, des Schaffens, dem Ingenieur, 
w eder im Staats- noch im P riva t­
dienst so v iel Zeit übrig bleibt, um 
sich politisch so zu betätigen, daß er 
sich eine führende P osition  schafft, 
die ihm die M öglichkeit, mit Erfolg 
in den W ahlkam pf zu treten, bietet, 
w ährend der Jurist in allen L ebens­
lagen genügend Zeit hierzu findet.“

Aus der B ew egung für den 
Verw altungsingenieur, Im R h e i n ­
g a u  - B e z i r k s v e r e i n  deutscher 
Ingenieure hielt in W iesbaden  am
11. April d. J. P rof. Franz einen V o r ­
trag zur Frage des V erw altungs­
ingenieurs. Dem A bend w ohnten auch 
V erw altungsbeam te bei. D er O ber­
bürgerm eister der Stadt W iesbaden 
erklärte sich bei dieser G elegenheit 
b ere it, jüngeren V erw altungsinge­
nieuren eine in form atorische Tätigkeit 
zu erm öglichen.

In H e s s e n  finden sich zw ei b e ­
m erkensw erte B eispiele erfolgreicher 
Betätigung von  Ingenieuren in der R e­
gierung und Städteverw altung. Der 
derzeitige hessische Finanzminister 
Dr. F eodor Gnauth (geb . 1854)., von  
Haus aus Ingenieur, w urde in Gießen 
S tadtverordneter. 1889 B ürgerm eister 
und 1899 Finanzminister. A uch der 
O berbürgerm eister von  Gießen M  e - 
c u m  entstammt dem Ingenieurberuf.

BILDUNGSWESEN.
Die Technische H ochschule und das 

Berufstudium der höheren 
V erw altung.

V or einigen Jahren ist im preußi­
schen Landtag eine G esetzesvorlage 
beraten w orden , die unter anderem 
dam it begründet w ar, daß höhere V er­
w altungsbeam te ihre akadem ische B e ­
rufsbildung nur auf der U niversität er­
halten könnten. In den M otiven  w ar 
gesagt, das sei „naturgem äß“ . Keiner 
der vielen  V olksvertreter, die bei den 
dreijährigen Verhandlungen betätigt 
w aren, keiner der Beam ten und 
Staatsmänner hat auch nur die M ög ­
lichkeit einer abw eichenden Anschau­
ung erwähnt. S ov ie l Unstimm igkeiten 
im übrigen gerade bei diesem G esetz 
vorhanden w aren  —  es ist ja  auch 
nicht zu einem  befriedigenden A b ­
schluß gelangt — . über diesen einen 
Punkt herrschte v o lle  Einigkeit. Es 
gilt bei uns bereits als feststehend, daß 
es nur eine einzige Schule für den 
vielgestaltigen  und so w eit ausgreifen­
den Beruf der höheren V erw altung 
gebe könne —  die juristische. Es gibt 
auch nur e i n e  Prüfung, durch die 
allein der N achw eis w issenschaft­
licher Befähigung für diesen Beruf er­
bracht w erden  kann —  die juristische.

D iese Ansicht ist bereits so fest ge- 
w urzelt, daß selbst der Landtag, der

gew öhnlich  nicht w ortk arg  ist, über 
diesen Punkt kein W o rt  mehr v e r ­
lieren will.

Daß es noch  v o r  50 Jahren Männer, 
selbst Staatsmänner und U niversitäts­
professoren , gegeben  hat, die den 
Fehler in unserem  Erziehungssystem  
eingesehen haben —  das m öchte ich 
durch einige Sätze aus den Schriften 
des süddeutschen U niversitätslehrers 
R. v. M ohl zeigen.

„A lles  Pandektenw issen  der W elt 
w ird  das große Rätsel einer V ersor­
gung und B eherrschung der P ro le ­
tarier nicht lösen. —  M it Pandekten 
und deutscher R echtsgesch ichte  w ird 
die W elt nicht regiert, und überhaupt 
gibt die ausschließliche Beschäftigung 
mit positivem  R ech t dem  G eiste des 
jungen M annes einen e n g e n  G e­
sichtskreis und eine einseitige Auf­
fassung; w elch e  ihn zu allen anderen 
G eschäften, denn zum R echtsprechen 
verd erben .“

R. v . M ohl meinte, es sei ganz sinn­
los, von  den zukünftigen V erw altungs­
beam ten dasselbe Studium zu verlan ­
gen. das doch  nur für zukünftige R ich ­
ter ein Berufstudium  sei. Jurispru­
denz sei nicht die W issenschaft der 
V erw altung. W er  den ganzen N ach­
w uchs der höheren V erw altung durch 
die Schule der Jurisprudenz schicke,
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verw ech sele  offenbar „d ie  juristische 
Bildung mit Bildung überhaupt“ , 
jedenfalls „ze ig e  er eine auf Un­
wissenheit beruhende Ü berschätzung“  
der ersteren. In seiner „P olitik “
2. Band, S. 430 sagt er: „E ine ein­
seitige Schätzung der rechtsw issen­
schaftlichen Bildung steht offenbar auf 
gleicher geistiger Stufe mit der An­
sicht der klassischen Philologen, 
w elche nur in ihrem M ateriale ein 
Qesittigungsmittel sehen und auf den 
ganzen technischen und mathemati­
schen Unterricht herabblicken. Beide 
Ansichten sind vorsündflutlich und 
dem T ode verfallen“ .

Kursichtig w ar der Mann nicht; ein 
Teil seiner Prophezeiung ist erfüllt. 
Ich glaube, er w ird  auch in dem 
zw eiten Teile recht behalten.

R. v. Mohl w ar auch ein w eit­
schauender Staatsmann und als so l­
cher hat er immer w ieder darauf hin­
gew iesen, daß man dsin w ichtigen 
Beam tenkörper der höheren V erw al­
tung eine besondere Vorbildung geben 
müsse. D abei erw ägt er einmal —  
das ist heute vielleicht w ieder von  b e ­
sonderem  Interesse — , die Vorbildung 
der Verwaltungsbeam ten an —  „d ie 
polytechnischen Schulen zu v er­
legen“ . Er hebt hervor, daß hier 
Vieles schon vorhanden sei, w as ge ­
rade für eine eigenartige Berufs­
bildung notw endig sei. A ls besonders 
w ertvoll hebt er hervor, daß die w irt­
schaftlichen Vorlesungen leicht be­
schafft w erden könnten.

„Ein Lehrer für N ationalökonom ie 
w äre auch vorhanden, der den für 
den neuen Z w eck  allerdings sehr er­
w eiterten Unterricht ebenfalls über­
nehmen könnte. Die auf einer U niver­
sität schw er zu beschaffenden en zy­
klopädischen V orträge in den privat­
wirtschaftlichen Vorlesungen wären 
hier, jedenfalls w as die G ew erbe b e ­
trifft, leicht und gut zu erlangen; bei 
einer Ausdehnung der Anstalt auf 
Forstw issenschaft und Landwirtschaft 
auch der erforderliche übersichtliche 
Unterricht in diesen Fächern. Die 
mit einer polytechnischen Anstalt not­
w endig verbundenen Sammlungen und 
Kabinete wären mannigfach belehrend 
usw .“  B esonderes Interesse dürften 
die Gründe beanspruchen, die v. Mohl 
gegen diesen Gedanken anführt. Er 
nennt die Absonderung von  „den 
geistigen Mittelpunkten des w i s s e n ­

s c h a f t l i c h e n  LebensT, die für 
die zu berufenden Lehrer der „R echts­
fächer“  und der „P olizeiw issenschaft“  
in keinem Falle vorteilhaft sein könne. 
Er bezw eife lt auch, „o b  der Umgang 
der Studierenden (der Verw altung) 
mit den auf sehr verschiedenen Stufen 
der Bildung und des Alters stehenden 
sonstigen Zöglingen einer polytech ­
nischen Schule ihnen so zuträglich 
und für sie s o b i l d e n d  w äre, w ie  
der auf der Universität mit den An­
gehörigen anderer Fakultäten.“

„Endlich und hauptsächlich aber ist 
zu besorgen, daß der ganze Geist und 
die Richtung einer polytechnischen 
Schule, nämlich die unmittelbare R ich ­
tung auf das praktische Leben, die 
B evorzugung der Anwendung v or  der 
T h eorie , des Könnens v or  dem 
W issen  gegründete Können fehlt: das 
die neue, zur Bildung der V erw al- 
w altungsbeam ten bestim mte Abtei- 
tung.“

W enn heute noch ein R. v. M ohl 
lebte, so w ürde er darüber jedenfalls 
nicht mehr im unklaren sein, daß un­
serer V erw altung gerade das auf 
W issen  gegründete Können fehlt. Das 
Können, das die Initiative reifen 
läßt.

Bei den aus der juristischen Schule 
hervorgegangenen Akadem ikern hat 
der Name R. v. Mohl einen guten 
Klang. Im Studium seiner Schriften 
sollten sie die oben mitgeteilte Kritik 
nicht überschlagen.

Prof. W . F r a n z ,  Berlin.
Einen sechstägigen Vortragskursus 

für Leiter und B eam te industrieller 
und kaufmännischer Unternehmun­
gen, insbesondere für selbständige 
Kaufleute und Betriebsleiter, ferner 
für V erw altungsbeam te, Lehrer und 
Studierende hatte die H andelskam ­
mer zu M agdeburg vom  6. bis 11. April 
1908, gem einsam mit der Gesellschaft 
für w irtschaftliche Ausbildung, Frank­
furt a. Main, veranstaltet.

Die Teilnehm ergebühr für den gan­
zen Kursus betrug 25 M, für einen 
Einzelkursus von 4 Stunden und mehr 
10 M, für einen Kursus von  2 Stunden 
6 M. Der Kursus umfaßte 36 V o r ­
tragsstunden, die an W ochentagen 
abgehalten wurden, täglich von 9— 1 
Uhr vorm ittags und 6— 8 Uhr abends.

Das Program m  enthielt folgende 
Vorträge:

1. D ozent Leitner in Charlotten-
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bürg: Selbstkostenw esen. 6 Std.
Selbstkosten  und Preisbildung. D ie 
technische Produktions-Kalkulation 
und deren F aktoren : M aterial, Löhne, 
Sonderkosten, Generalunkosten. D ie 
Erm ittelung und Verteilung der B e­
triebs- und Vertriebskosten. V e r ­
kaufs-Kalkulation. Preisanalysen  und 
Kostenbuchführung. Selbstkosten und 
Bilanz.

2. Privatdozent Dr. phil. et jur. 
P a ssow  in Frankfurt a. M .: Grund­
züge des B ilanzw esens. 6 Std. B e ­
griff und Bedeutung der Bilanz. D ie 
gesetzlichen Bestimmungen. Tatsäch ­
liche Gesaltung der Bilanz. A nlage­
kapital. Betriebskapital. Schulden. 
P einverm ögen . Besonderheiten der 
Bilanz der Aktiengesellschaft: Spe­
zielle B ew ertungs-V orschriften , Grund­
kapital, gesetzliche R eserven , frei­
w illige R eserven , Reingew inn. Die 
Bilanz der G. m. b. H. D ie Bilanz 
der öffentlichen Unternehmungen.

3. R egierungsrat Quensel in Char­
lottenburg: D ie preußische Einkom­
m enbesteuerung auf dem G ebiete von 
Handel und G ew erbe. 4 Std. Zur 
Einführung. Charakterisierung der 
Einkom m ensteuer. D ie Bedeutung 
der Einkom m ensteuer in sozia lpoli­
tischer Beziehung. Der V erw altungs­
apparat bei der Einkom m ensteuer. 
D ie Stellung des Kaufmanns und G e­
w erbetreibenden  im Einkom m en­
steuergesetze. Die subjektive Steu­
erpflicht. Die ob jektive  Steuerpflicht. 
D er Einkom m ensbegriff. D ie prak­
tische Erm ittelung der Steuereinheit. 
Bilanzabschluß und steuerpflichtiger 
Ertrag. Die Veranlagung. D er R echts­
schutz im Einkom m ensteuergesetze. 
D ie B esteuerung der G. m. b. H. und 
ihrer M itglieder.

4. Dr. B ehrend: D ie deutschen am t­
lichen Interessenvertretungen. 2 Std.

5. Dipl.-Ing. E yck, Patentanw alt in 
M agd ebu rg: Patentw esen und M uster­
schutz. 4 Std. P atentrecht: Kurzer 
h istorischer Ü berblick. Grundbegriffe 
des Patentrechtes. Erfindung. Neu­
heit. G ew erbliche V erw ertung. Art 
der Benutzung einer Erfindung. Nich­
tigkeitsklage. Zurücknahm eklage. Das 
V erfahren  in Patentsachen: Anm el­
dung. Vorprüfung. Einspruch. Er­
teilung des Patentes. P atentver­
letzung: Schadenersatz, ö ffentliche 
K lage. Buße. Patentberühm ung.

6. P rof. Dr. Stein in Frankfurt a. M .: 
G eschichte der deutschen A rbeiterbe­

w egung. 6 Std. D ie w irtschaftliches 
und sozialen Verhältnisse D eutsch­
lands zu Anfang des 19. Jahrhunderts. 
D er A rbeiter dieser Zeit. D ie An­
fänge der A rbeiterbew egung. Ein­
flüsse des französischen Sozialism us. 
D ie Verbindung deutscher A kade­
m iker und H andw erksgesellen  in 
A rbeiterbildungsvereinen und politi­
schen Klubs in Frankreich und der 
S ch w eiz. D ie A rbeiter und die B e­
w egu ng von  1848. Die W oh lfahrts­
bestrebungen. D er Liberalism us und 
die A rbeiter. D ie Arbeiterbildungs­
vereine. D ie sozialdem okratische 
Partei. D ie christliche A rbeiterbe­
w egung. Das Sozialistengesetz. Die 
G ew erkschaften . D ie sozia le  Selbst­
verw altung. D ie Eingliederung der 
A rbeiter in die W irtschafts-, Staats­
und Gesellschaftsordnung.

7. Dr. D ietzschold  in Frankfurt a. 
M .: Bankorganisation. 2 Std. Tätig­
keit der Bank, S ystem  der zentrali­
sierten und dezentralisierten V erw a l­
tung. D ie einzelnen G eschäfte der 
Bank. Effekten-, W ech se l-, D epo­
siten-, V erw ahrungs-, K assengeschäft. 
Buchhaltung.

8. Dr. D ietzschold  in Frankfurt a. 
M .: Technik des W ech selverkeh rs. 
2 Std.

9. P rof. D. Eulenburg in L e ip zig : 
D er internationale Geldm arkt. 2 Std. 
I. G eldm arkt: Geld als Umlaufsmittel, 
Geld als F orderungsrechte (Kapital), 
D iskont und Zins. A. Produktion der 
Edelm etalle, Einfluß auf die W aren ­
preise. M onetäre V erteilung: G old­
markt, einzelne Länder, G oldreserve. 
—  B. Ö rtliche Zah lungsbew egung: 
Zahlungsbilanz, D evisenkurs, D iskont­
sätze und D iskontpolitik, Goldbilanz. 
Zeitliche S chw ankungen : R eguläre, 
konjunkturale.

II. Kapitalm arkt: A . Kapitalvorrat. 
Kapitalisation: Kapitalquellen, V ertei­
lung (B anken ), F iktives Kapital. —  
B. V erw en du ng: Anlagekapital, B e ­
triebskapital, Kapitalgeber, Kapital­
export. Kapitalzins: Geld und Kapi­
tal, A usw eitung und T em po, M iß ver­
hältnisse. —  C. R eform en : V erm eh­
rung der Umlaufsmittel, S ch eck ­
system , R eform  der R eich sban k ? 
Aussichten und Schluß.

Dr. G ustav M üller, B ü cherrev isor 
in M agd ebu rg : R ech t und Technik  
des W echselverkehrs.

Stadtrat Dr. Luther: S taats- und 
Verw altungsrecht.
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INDUSTRIE. BERGBAU UND VERKEHR.
Ü ber das Bureau of Corporations 

der Vereinigten Staaten und seinen 
letzten Jahresbericht (30. Juni 1906 
bis 30. Juni 1907) w ird  in Heft 3 der 
„Kartell - Rundschau“  berichtet. Es 
geht aus dieser Zusammenstellung her­
v or , daß im genannten Jahr auf V er­
anlassung und mit der Unterstützung 
dieses Am tes nicht w eniger als 30 
Anklagen gegen Trustgesellschaften 
mit 9764 einzelnen Streitfällen in v er­
schiedenen Bundesstaaten anhängig 
gem acht w orden  sind. D ie schw erste 
Strafe, die w egen  ihrer Höhe .Auf­
sehen in der gesamten industriellen 
W elt diesseits und jenseits des Ozeans 
erregte, hat die Standard Oil Co. im 
Staate Indiana getroffen , die zu 
nicht w eniger als 29 Mill. Doll, 
verurteilt w orden  ist. Man darf ge­
spannt sein, ob und w ie  diese drako­
nische Strafe, gegen die natürlich von 
der beteiligten Gesellschaft mit allen 
Mitteln angegangen wird, eingezogen 
w erden kann.

Das amerikanische Trustam t ge­
winnt aber gerade jetzt auch für uns 
desw egen  Bedeutung, w eil bekannt­
lich erst v or  kurzem w ieder im 
R eichstage die Errichtung eines deut­
schen Kartellam tes zur Untersuchung 
und Beaufsichtigung unserer deutschen 
Kartellentwicklung beantragt w orden  
ist. Aus jenem Berichte geht nun 
unzweifelhaft hervor, daß das ameri­
kanische A m t, das seit dem Jahre 
1903 besteht. H ervorragendes geleistet 
hat, v o r  allen Dingen auch durch 
Sammlung und Veröffentlichung um­
fangreichen M aterials über die großen 
amerikanischen T  rustgesellschaften,
insbesondere den Petroleum -' und den 
Fleischtrust. Es unterliegt keinem 
Zw eifel, daß ohne die M itwirkung 
dieses Am tes die Untersuchungen 
gegen diese unheilvollen amerika­
nischen Kapitalmächte nicht hätten 
durchgeführt w erden  können. Bei 
uns w ird  seit der umfangreichen 
Enquete von  dem Reichsam te des 
Innern die K artellbew egung allerdings 
auch durch eine Abteilung dieses 
R eichsam tes verfo lgt, und außerdem 
beschäftigen sich selbstverständlich 
auch die entsprechenden R essorts der 
einzelnen bundesstaatlichen Ministerien 
mit diesem Gegenstände. Das in Rede

stehende am erikanische Am t ist da­
gegen ein vollständig selbständiges 
Bundesamt mit Staatsbehörden - Cha­
rakter, dessen Etat rund eine Million 
beträgt, und das zur Zeit fast 100 B e­
amte beschäftigt. Auch ist ihm der 
Charakter einer E xekutivbehörde in 
gew issem  Um fange zugesprochen und 
hierdurch die M öglichkeit umfang­
reicher Zeugenvernehm ung gegeben  
w orden. So könnte also das am eri­
kanische Am t auch für uns in ge­
w issem  Sinne vorbild lich  w erden. 

Außenhandelstelle für die deutsche 
Industrie.

D ie „Interessengem einschaft der 
zentralen industriellen V erbände“  
(Zentralverband Deutscher Indu­
strieller, Zentralstelle für V orbe­
reitung von  Handelsverträgen, Bund 
der Industriellen) hat in ihrer Sitzung 
vom  6. Januar d. J. beschlossen , den 
im vorigen  Jahre festgestellten, im 
R eichstage angekündigten und der 
Regierung zur M itwirkung unter­
breiteten Grundplan einer „A ußen­
handelsstelle für die deutsche In­
dustrie“  nunmehr auszuführen. Nach 
dem V orgänge des gesamten im 
W ettbew erbe  stehenden Auslandes 
soll ein Haupt-Nachrichtendienst über 
alle Ausfuhrfragen zum Z w eck e  der 
W ahrung und Erw eiterung unserer 
A bsatzgebiete im Auslande von  der 
Industrie selbständig, aber im Zu-, 
sam m enwirken mit amtlichen Stellen 
auf gem einnütziger Grundlage er­
richtet w erden. D ie Einrichtung w ird  
allen an der Ausfuhr beteiligten 
Kreisen in gleicher W eise  dienlich 
sein. D ie Durchführung dieses P lanes 
kann als Abschluß der langjährigen 
Verhandlungen, die unter dem Stich­
w orte  „R eichshandelsstelle“  bekannt 
gew orden sind, angesehen w erden. 
D er Bund der Industriellen ist mit 
der Verw altung der Stelle beauftragt 
w orden . D er gesamten Industrie w ird 
in nächster Zeit der Grundplan zur 
M itwirkung vorgelegt w erden.

Ein internationales statistisches 
Amt. Zur Pflege der internationalen 
Statistik, die durch die immer enger 
w erdenden internationalen Beziehun­
gen geboten w ar, hatten sich seit 
1853 die namhaftesten Vertreter der 
amtlichen und wissenschaftlichen
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Statistik zu einem internationalen 
statistischen Kongreß verein igt, der 
in mehrjährigen Abständen an v e r ­
schiedenen Orten tagte. An seine 
Stelle  ist seit 1885 das Internationale 
Statistische Institut getreten, das 
ebenfalls in m ehrjährigen Abständen 
in verschiedenen Orten getagt hat,
u. a. in Berlin 1903, in L ondon  1905 
und in Kopenhagen 1907. An der 
Sp itze steht gegen w ärtig  als V or­
sitzender E xzellenz von  Inam a-Ster- 
n egg in Innsbruck. Das Institut hat 
in den Kreis seiner Beratungen eine 
g roß e  Reihe von  Fragen gezogen  und 
durch gründliche Erörterungen über 
die M ethode der Annäherung der 
einzelstaatlichen Statistiken v ie l­
fache und w ichtige D ienste geleistet. 
A uf der Kopenhagener Tagung von  
1907 w urde u. a. die gerade jetzt b e ­
sonders interessante Frage der inter­
nationalen w irtschaftlichen Bilanz 
erörtert, und zw ar auf Grund von 
M aterialien, die der österreichische 
Statistiker Sektionschef Gruber zu­
sam m engestellt hat. Auf diese w ert­
vollen  V orarbeiten  ist eine neue Idee 
aufgebaut, die der Präsident des Kai­
serlichen Statistischen Am tes, Dr. 
R ichard van der Borght, der A ll­
gem einen Berliner K orrespondenz 
zur Verfügung stellt und die der V er­
fasser w ie  folgt begründet:

„D ie  Aufgaben der internationalen 
Statistik können nicht bestehen in 
einer B eseitigung der nationalen V er­
schiedenheiten, sondern in einer g e ­
w issen  Annäherung der M ethoden 
und der G liederungsgrundsätze bis zu 
dem Grade, daß internationale V er­
gleiche auf ausreichender Grundlage 
unbeschadet aller nationalen E igen­
arten m öglich  w erden . Daran fehlt 
e s  zurzeit auf fast allen w ichtigen  
G ebieten der Statistik, insbesondere 
auch auf dem so außerordentlich b e ­
deutungsvollen G ebiete der H andels­
statistik, bei der sow oh l die A rt der 
Erhebung als auch die G liederung der 
W aren , ferner die Grundlagen der 
W erterm ittlung und die Feststellung 
der H erkunfts- und der B estim ­
m ungsländer die größten A bw eichun ­
gen zeigen. B is zu der Herbeiführung 
einer ausreichenden internationalen 
V ergleichbarkeit w ird  noch geraum e 
Zeit verstreichen, da die praktischen 
S chw ierigkeiten  besonders groß sind 
und kein Land ohne die triftigsten 
Gründe von  seiner geschichtlich ent­

w ickelten  M ethode abw eichen  w ird . 
S ow oh l für diese erst späterhin lös ­
bare Aufgabe als auch zum schnellem  
Ü berblick  über das. w a s jetzt schon 
miteinander verglichen  w erden  kann 
—  das sind allerdings nur die grund­
legenden Ziffern — , tragen die vom  
Internationalen Statistischen Institut 
veranlaßten A rbeiten v ie l bei. Noch 
mehr w ürde auf diesem  G ebiete er­
reicht w erden  können zum V orteil 
nicht nur der W issenschaft, sondern 
v or  allen Dingen zum Nutzen der 
praktischen P olitiker und der G e­
schäftsw elt, w enn der Plan v erw irk ­
licht w erden  könnte, mit dem ich 
mich schon lange Zeit trage und für 
den die führenden Persönlichkeiten  
zu gew innen ich mich bem ühe. Mein 
Plan geht dahin, ein Internationales 
Statistisches Am t ins Leben zu rufen 
als Zentralstelle für den Zusam m en­
fluß aller statistischen M aterialien, die 
von  den einzelnen Staaten bearbeitet 
w erden. D iese M aterialien müßten 
nach einem vereinbarten  Grund­
schem a von  den statistischen Stellen 
der einzelnen Staaten so überreicht 
w erden, daß die w irklich  verg le ich ­
baren Daten zutage treten. A lle diese 
so bearbeiteten M aterialien w ürden in 
m onatlichen Ü bersichten in m ehre­
ren Sprachen zusam m enzustellen und 
den sämtlichen m itarbeitenden sta ­
tistischen Äm tern zugänglich zu 
m achen sein. Selbstverständlich  muß 
das G anze auf streng w issenschaft­
licher Grundlage durchgeführt w e r ­
den und jeder Beeinflussung, zu w e l­
chem  Z w eck  im m er es auch w äre, 
unbedingt entzogen sein. V oraus­
setzung für die V erw irk lichung m ei­
nes P lanes ist zunächst, daß alle
staatlichen statistischen Äm ter der 
Erde sich bere it erklären, die M ate­
rialien in der vereinbarten  Form
m öglichst frühzeitig, unter Um stän­
den selbst v or  der eigenen V eröffent­
lichung, nach Berlin regelm äßig zu 
überweisen. Ich hoffe, daß diese 
Voraussetzung sich am ehesten w ird  
verw irklichen  lassen ; denn ich w eiß 
aus der persönlichen Berührung mit 
meinen ausländischen K ollegen, daß 
das Bedürfnis nach einem regelm äßi­
gen, zuverlässigen  und in kurzen A b ­
ständen zu erm öglichenden Ü ber­
blick  über das internationale M aterial 
allgem ein lebhaft empfunden w ird .

„E ine w eitere  V oraussetzung ist die 
S icherstellung der Kosten für diese
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Veröffentlichungen. Man w ird  nicht 
erw arten dürfen, daß ein einzelner 
Staat, beispielsw eise das Deutsche 
Reich, allein die Kosten w ird über­
nehmen können. Die Lösung dieser 
Frage w ird  nur so zu regeln sein, 
daß, ähnlich w ie  beim Internationa­
len Arbeitsam t und ändern inter­

nationalen w issenschaftlicheil Insti­
tuten, sich die interessierten Staaten 
an der Aufbringung der Kosten be­
teiligen. D iese R egelung der Kosten­
frage hätte zugleich den Vorzug, daß 
es sich dabei für jeden Staat nur um 
verhältnism äßig geringe Beträge han­
deln könnte.“

SOZIALES.
„D ie  Bedeutung der Bakteriologie 

für G ew erbehygiene und soziale 
H ygiene“  lautete das Them a der An­
trittsvorlesung Prof. Dr. E r n s t  
S c h w a l b e s  an der G roßherzogi. 
Technischen H ochschule zu Karls­
ruhe. Schw albe führte u. a. folgen ­
des aus:

„D rei Hauptwege sind es, auf denen 
ein Krankheitserreger in den Körper 
einzudringen verm ag. Er kann mit 
der Atemluft aufgenommen w erden 
und in die L uftw ege gelangen und 
dort an irgend einer Stelle zur An­
siedlung komm en und seine krank­
m achende W irkung entfalten. Oder 
er w ird  mit der Speise oder dem 
aufgenomm enen W asser in den D arm ­
kanal gebracht und dringt vor irgend 
einer Stelle des Darmkanals in den 
K örper ein, oder bew irkt unter einer 
R iesenverm ehrung im Darmkanal, 
ohne w eiter zu wandern, eine schw ere 
Erkrankung. Drittens endlich kann 
die Haut zur Eintrittspforte w erden.

„V iele  Bakterien, z. B. der M ilz­
brandbazillus, können alle drei Ein­
trittsw ege benutzen; der Pestbazillus 
pflegt gew öhnlich  auf dem H autw ege 
einzudringen, kann aber auch durch 
die Atm ungsorgane in den Körper g e ­
langen, w odurch  die so sehr ge­
fürchtete Lungenpest entsteht. C ho­
leravibrionen, vielleicht auch Typhus­
bazillen gelangen mit dem Trink­
w asser oder anderer Nahrung in den 
Darmkanal und benutzen diesen W eg , 
um ihre verderbenbringende W irkung 
zu entfalten.*)

„Für G ew erbe, w elche mit Staub­
belästigung viel zu schaffen haben, 
kom m en solche Bakterien, die durch 
die A tm ungsw ege eindringen können.

*) Für Typhus ist häufig ein anders- 
irtiges Eindringen in den m ensch- 
ichen Körper nach neueren For- 
¡chungen wahrscheinlich.

als verhägnisvolle Beim engung des 
Staubes in Betracht. Bakterien, die 
mit dem W asser aufgenomm en w e r ­
den können, sind für das G ew erbe  
der Flußschiffahrt eine besondere 
G efahr; für manche unserer gew öhn­
lichsten krankm achenden Bakterien, 
so für die Eitererreger, stellen die 
Hautverletzungen, die bei den v er­
schiedensten G ew erben als Folge der 
Beschäftigung Vorkommen, die w ill­
kom m ene G elegenheit der Infektion 
dar.

„In vielen G ew erben komm en Aus­
schläge der Haut (E kzem e) als B e­
rufsschädigung vor. D ie ekzem atöse 
Haut, namentlich die durch das 
Kratzen bei heftig juckendem  Ekzem  
verletzte Haut, ist dem Einfall v o n  
Bakterien natürlich w eit mehr aus­
gesetzt als die gesunde. Die durch­
beständiges Einatmen von  Staub- 
(Eisen, Steinstaub, w eniger Kohlen­
staub) geschädigte Lunge vermag: 
dem Eindringen krankm achender 
M ikroorganism en nicht in derselben 
W eise  zu widerstehen, w ie  die ge­
sunde Lunge. Leicht w ird man nach 
diesen Überlegungen die Gefahren* 
gew isser Berufe, w ie  der Stein­
hauer, Schleifer u. a., verstehen* 
können.

„D ie A rbeitszeit ist nicht nur für 
die Gesundheit der Arbeiter im all­
gem einen von  W ichtigkeit, auch eine 
Beziehung zw ischen Infektionskrank­
heiten und übermäßig langer Arbeits­
zeit kann wohl gefunden w erden. D aß  
bei großer Ermüdung eine geringere 
W iderstandsfähigkeit gegen Infektio­
nen besteht, ist nicht nur eine durch 
klinische Beobachtung begründete 
Erfahrung, man hat diese Tatsache 
auch im Tierexperim ent nachgew ie­
sen. Freilich ist w ohl eine gewisse* 
Vorsicht bei Übertragung der Er­
fahrungen des T ierexperim entes au f 
menschliche Verhältnisse am Platze.

„D ie Tuberkulose ist die wichtigster
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bakterielle G ew erbekrankheit. Bei 
Zusam m enarbeiten in  engem Raum 
bildet ein an Lungen- oder K ehlkopf­
tuberkulose leidender Kranker mit 
m ehr oder w eniger reichlichem  A us­
w urf eine Infektionsquelle. Durch 
unsere neueren hygienischen B estre­
bungen ist dem Ausspucken in ge ­
schlossenen  Räumen schon nach 
Kräften gesteuert w orden. Freilich 
dürfen w ir in dem Kampf gegen diese 
Unsitte noch lange nicht nachlassen. 
ja  man sollte, w o  es erforderlich  ist, 
•eine Strafe auf N ichtbeachtung des 
V erbots setzen. Entschieden dem 
S pucken  V orschub leistend ist der 
G ebrauch des Kautabaks. In ge­
schlossenen  Fabrikräumen sollte der 
•Genuß desselben nur gestattet sein, 
w enn  das S p uckverbot streng durch­
geführt ist und durchgeführt w erden 
kann. Ein Tuberkulöser, der Kau­
tabak gebraucht, ist für seine Um­
gebung eine w eit größere Gefahr als 
•ein Tuberkulöser, der die genannte 
•Gewohnheit nicht kennt.

„Steinhauer sind namentlich durch 
Tuberkulose gefährdet, Gärtner durch 
Tetanus, G lasbläser durch Syphilis, 
w enn sich unter ihnen ein an Syphilis 
erkrankter A rbeiter befindet und eine 
Berührung mit dem Mund derselben 
S te lle  des G lases, w elch e  der Mund 
des Kranken berührt hatte, sich nicht 
um gehen läßt. K ohlenbergleute sind 
<lurch ihren Beruf vielleicht w eniger 
der Tuberkulose ausgesetzt als an­
dere B ergleute ; eine parasitäre 
.Krankheit, allerdings nicht bakte­
riellen Ursprungs, ist dagegen w eit 
unter den Bergarbeitern  verbreitet, 
die W urm krankheit, die durch einen 
kleinen  W urm , A nchylostom um  duo­
denale, verursacht w ird.

„S o ll die Bedeutung der B akterio­
log ie  in G ew erbehygiene und sozialer 
H ygien e  ausreichend gew ürdigt w er­
den, so müssen die Hauptlehren der 
B akteriologie allgem eine Verbreitung 
und Verständnis in allen Schichten 
der B evölkerung finden. Und w en  
könnten w ir Ärzte lieber als Bundes­
genossen  unserer hygienischen und 
sozia len  Aufgaben gew innen w ollen , 
als die, w elch e  einst berufen sind, in 
groß en  technischen Betrieben an lei­
tender Stelle zu stehen? S o b e ­
trachte  ich den Unterricht der H y­
g ien e  und B akteriologie vom  m edi­
zin ischen Standpunkte an der Techni­

schen H ochschule als eine hohe ärzt­
liche A ufgabe, deren richtige Lösung 
zur Förderung der G ew erbehygiene 
und sozialen H ygiene ein gutes Teil 
beitragen dürfte.“

Ein Institut für G ew erbehygiene
G. m. b. H. ist in Frankfurt a. M. von  
dem Institut für G em einw ohl in V er­
bindung mit industriellen Unterneh­
mungen ins Leben  gerufen w orden . 
Das neue Institut soll eine Zentral­
stelle bilden für alle Erfahrungen, die 
von  den G ew erbeinspektoren , von 
den Fabrik- und Kassenärzten, von 
den Fabrikleitern oder anderen in der 
Fabrik beschäftigten Personen und 
endlich von  außerhalb der Fabriken 
stehenden unbeteiligten Ärzten  ge­
macht w erden . Das Stammkapital 
des Instituts für G ew erbehygiene be­
trägt 100 000 M. Aus ihm sollen zu ­
nächst die Einrichtungskosten für 
B ibliothek und A rch iv  bestritten 
w erden . D er G eschäftsbetrieb soll 
so eingerichtet w erden , daß die Ein­
nahmen aus Aufträgen und Gutachten 
nicht nur die A usgaben decken, son ­
dern daß auch die Organisation aus­
gebaut und die Leistungen erw eitert 
w erden  können. Für die Jahre der 
Entw icklung soll durch Garantien 
und B eiträge die Aufbringung der 
B etriebskosten  gesichert w erden . Für 
die Dauer der Garantieleistung v e r ­
zichten die G esellschafter auf eine 
D ividende, deren H öchsthöhe im 
übrigen auf 4 vH  festgesetzt ist. Die 
Finanzierung des Instituts ist noch 
nicht ganz abgeschlossen . D ie Tarife 
für Gutachten usw . w erden  später 
aufgestellt w erden . Laboratorium s­
oder andere V ersuche erfordernde 
Arbeiten sollen H ochschullaboratorien  
oder hygienischen Instituten über­
tragen w erden , sow eit eigene Ein­
richtungen nicht für besondere engere 
Z w eck e  geschaffen w erden . Die 
Leitung des Instituts w ird  zunächst 
R -m eru n g s- und G ew erberat Dr. L ey - 
mann in W iesbaden  übernehm en. Aus 
V ertretern der interessierten Kreise 
soll ein großer Rat gebildet w erden, 
der zur Ü berw achung der G eschäfts­
führung aus seiner M itte ein Kura­
torium  einsetzt. Ihren Beitritt zu 
dem  großen Rat haben u. a. erklärt: 
G eneraldirektor v . Brüning, D irektor 
Curti, Geheim rat Ehrlich, Geheim rat 
Frick, Prof. Knoblauch, P rof. Lepsius- 
Griesheim , Prof. Lüthje, Dr. W . M er-
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ton, Prof. Neißer. W alther vom  Rath, dem Arbeiterstande hinzugezogen 
P rof. Rehn. Dr. F. R oeßler. Es w er- w erden, 
den •” ’ ch sachverständige B e '1- " ^  aus

RECHT UND TECHNIK.
Zur Frage des U rheberrechts-Schutzes 

von  Konstruktionszeichnungen.
Falls die nachstehende Entscheidung 

des ersten Staatsanwaltes zu H. all­
gem einere Anw endung finden sollte, 
erscheint es unum gänglich, zum 
Schutze des in Konstruktionszeich­
nungen niedergelegten geistigen Eigen­
tums neue gesetzliche Bestim mungen 
zu fordern. Denn es ist nach Ansicht 
des Staatsanwaltes zu H. strafirei, 
wenn jemand eine frem de Zeichnung 
gegen den W illen  und hinter dem 
Rücken ihres Eigentümers unter V er­
meidung eines m echanischen V er­
fahrens kopiert, d. h. beispielsw eise 
mit der Hand kopiert oder skizziert.

Der vorliegende Sachverhalt ist der 
fo lgen d e :

D ie M aschinenfabrik A. ließ in der 
M odelltischlerei von  B. &  C. eine 
Serie M odelle von  einer neu aufge­
nommenen M aschinengattung verfer­
tigen. A ls der Ingenieur D. der Firma
A. eines M orgens zur M odelltischlerei 
von  B. & C. geht, fällt ihm auf, daß 
dort ein Satz M odelle fertig zur A b ­
lieferung steht, derselben Größe, w ie 
sie von dem fraglichen M aschinentyp 
bereits bei der Firma A. abgeliefert 
waren. D er Ingenieur D. erfuhr, daß 
diese M odelle von dem M aschinen­
fabrikanten E. bestellt seien. Er er­
hielt schließlich auch die Zeichnun­
gen , nach denen sie angefertigt 
w aren, vorgelegt und stellte fest, 
daß die ganze Konstruktion iden­
tisch mit der w ar, die er seiner 
Firma A. gem acht hatte. Es b e ­
stand nur der Unterschied, daß 
seine Firma eine Gesam tschnittzeich­
nung (v orw ieg en d  U m drehungs- 
körper) geliefert hatte, w ährend auf 
der Zeichnung der Firma E. die 
einzelnen Teile  auseinandergerückt 
w aren. Ingenieur D. ging darauf 
zur Krim inalpolizei und erstattete 
Anzeige für sich und seine Firma 
auf Grund des § 43 des Urheber­
rechtgesetzes und des M usterschutz­
gesetzes, da zw eife llos unberech­
tigtes Kopieren der Zeichnung der 
Firma A. und der ihm geschützten 
Form  vorlag. Er erbat sich auch

einen Kriminalbeamten, um die M o­
delle in der T ischlerei von  B. & C. 
und die Originalzeichnung bei E. b e ­
schlagnahmen zu lassen. Der B e­
amte w urde ihm auch zur Verfügung 
gestellt. Er begab sich mit diesem, 
nachdem  er sich die Originalpause 
seiner Firma beschafft hatte, am Nach­
mittag desselben Tages zunächst zu B. 
& C., fand aber, daß die M odelle b e ­
reits vernichtet w aren. Dann ging er zu 
E. Die Originalpause, die eine Kopie sein 
sollte, w urde von  E. nach einigem 
Drängen schließlich vorgelegt. Beim 
Aufeinanderle^en der Pausen deckte 
sich alles. Das stellte auch der nicht­
fachm ännische Beam te fest. Das K o­
pieren w ar schlagend erw iesen. D ie Auf­
forderung an den Beam ten, die B e­
schlagnahm e vorzunehm en, w ar er­
folglos, da er nicht sicher genug w ar, 
das R echt dazu zu haben (er hatte 
es). Als einige T age darauf die 
Beschlagnahm e auf den w iederholten 
schriftlichen Antrag der Firma A. hin 
stattfinden sollte, w aren  die Zeichnun­
gen auch vernichtet.

Die Vermutung, daß der Sohn des 
E. bei B. & C. die Zeichnungen der 
Firma A kopiert habe, w urde in der 
A nzeige von  der Firma A. ausge­
sprochen. Da der Tischler C. mit E. 
befreundet ist, so liegt nahe, daß die 
Pausen der Firma A. im Bureau der 
Firma E. gew esen  sind, um dort ab­
gezeichnet w erden zu können. Der 
Tischler B. scheint von alle dem 
nichts gew ußt zu haben. Zugestanden 
ist übrigens nichts. E. behauptet 
im m er: es ist reiner Zufall, daß die 
Zeichnungen sich decken, und der 
Tischler B .: ich halte es nicht für 
m öglich , daß die mir anvertrauten 
Zeichnungen der Firma A. in den 
Händen von  E. selbst oder seines 
Sohnes w aren. D ie Entscheidung 
des Staatsanwaltes lautete dann: 

„A n  die Firma A .! Das V er­
fahren gegen die M odelltischler
B. & C. und den Fabrikanten E. 
w egen  Vergehens gegen das Ur­
heber- und M usterschutzgesetz habe 
ich eingestellt Selbst w enn man den 
von Ihnen behaupteten Tatbestand
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zugrunde legt, daß näm lich der Sohn 
von  E. in den Fabrikräumen der Fir­
ma B. & C. von  der dort liegenden 
Zeichnung eine K opie genom m en und 
nach dieser für seinen Vater M odelle
e in e r ................... bestellt und erhalten
hat, so ist darin eine strafbare Hand­
lung nicht zu erblicken.

„D as U rhebergesetz verb ietet die 
m echanische Vervielfältigung von 
Schriftstücken (§§  1. 4, 19, 43 des G e­
setzes). Eine m echanische V erv ie l­
fältigung Ihrer Zeichnung hat nicht 
stattgefunden, da E. nur eine K opie 
der Zeichnung genom m en haben soll, 
um danach selbst eine derartige 
M aschine hersteilen zu lassen. Nach­
w eisbar ist sogar nur. daß er nach 
B esichtigung Ihrer Zeichnung nach 
dem Gedächtnis seine Zeichnung an­
gefertigt habe.

Auch das G ebrauchsm usterschutz­
gesetz  vom  1. Juni 1891 ist nicht v e r ­
letzt. D ieses verbietet, w issentlich  
das Gebrauchsm uster gew erbsm äßig 
nachzubilden. (§§  4, 10 des G esetzes.) 
D er Schutz der Eintragung vom
31. Aug. 1907 ruht auf der fertigen 
M aschine. Durch die Anfertigung von  
M odellen ist mit der Nachbildung 
Ihrer M aschinen zw ar begonnen w o r ­
den, aber die Nachbildung ist nicht 
vollendet. Denn w ie  Sie selbst sagen 
und die Ermittlungen ergeben haben, 
sind nur die M odelle, nicht auch die 
M aschinen selbst nachgebildet. D a 
die S trafverfolgung nach § 10 des 
G esetzes vom  1. Juni 1906 nur w egen  
des vollendeten, nicht des versuchten  
V ergehens stattfindet, w ar das V er­
fahren gegen alle B eschuldigten ein­
zustellen.“

V ielleicht liegen noch andere Ent­
scheidungen in ähnlicher Sache vor, 
um deren Veröffentlichung w ohl im 
allgem einen Interesse gebeten w e r ­
den darf.
E. E i c h h o f f .  Dipl.-Ing., Halle a. S. 
D er Schutz des Eigentum vorbehalts 

an M aschinen.
Nachdem  die auf Veranlassung des 

Reichsjustizam tes an 50 versch iedene 
w irtschaftliche V erbände und Han­
delskam mern Deutschlands gesandten 
F ragebogen, betreffend den Schutz 
des E igentum vorbehalts an M aschi­
nen, beantw ortet zurückgekom m en 
sind, stellt sich heraus, daß 35 
der befragten w irtschaftlichen V er­
bände und Handelskam mern die Gül­
tigkeit des Eigentum vorbehalts an

M aschinen beantragen, und zw ar 
durch Änderung der jetzigen  R ech t­
sprechung des R eichsgerichts oder 
durch Änderung der gesetzlichen B e­
stimmungen b ezw . durch beides zu­
sammen. Nur 11 w irtschaftliche V er­
bände und H andelskam m ern haben 
sich en tw eder für Aufrechterhaltung 
des jetzigen R echtszustandes oder 
für Beschränkung des E igentum vor­
behalts ausgesprochen, w ährend 4 
V erbände sich überhaupt nicht ge ­
äußert haben. H ieraus ist klar er­
sichtlich, daß die überw iegende Zahl 
der w irtschaftlichen V erbände und 
Handelskam mern für eine gesetzliche 
F estlegung des E igentum vorbehalts 
an M aschinen ist.

D ie R eichsjustizverw altung ist ja 
nun in der Lage, hiernach ihre ge­
setzgeberischen Maßnahm en zu tref­
fen, jedoch  w ird  w ohl noch  viel 
W asser den Rhein hinunterfließen, 
bis eine endgültige Ä nderung des 
jetzigen Zustandes eintritt.

D er einfachste und w ohl am 
schnellsten zum Ziele führende W eg  
w ä re  der, daß das D eutsche Reich 
die bew ährten  Einrichtungen benach­
barter Staaten sich zum M uster 
nähme, und hierunter hat B elgien  von 
allen Staaten zurzeit zw eife llos den 
besten  Schutz des E igentum vorbe­
halts an M aschinen.

Bei M aschinenlieferungen nach und 
in Belgien kann sich der Lieferer 
ein auf zw e i Jahre geltendes V or­
zugsrecht sichern, indem  er inner­
halb der ersten 15 T a ge  nach der 
L ieferung eine A bschrift seiner R ech­
nung bei der G erichtsschreiberei des 
H andelsgerichts desjenigen Bezirks, 
in w elchem  die gelieferte M aschine 
aufgestellt w urde, hinterlegt. W ird 
dann der Käufer gepfändet oder in 
Konkurs erklärt, so hat der M aschi­
nenlieferer bis zu dem ihm noch 
geschuldeten Betrag ausschließliches 
A nrecht an die durch den Verkauf 
der M aschine erbrachte Summe. 
D er V erkäufer von  M aschinen, für 
deren Zahlung keine Frist bedungen 
ist, darf sogar im Falle des K on­
kurses oder der Pfändung seines 
Schuldners die nicht bezahlten M a­
schinen w ieder zurücknehm en, w enn 
nicht seit der L ieferung m ehr als 
acht T age  verstrichen und die M a­
schinen im Besitz des Käufers ge­
blieben sind. Zu diesem  Einschreiben
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sind keine V ordrucke erforderlich : 
die Rechnung w ird vorgelegt und 
der Inhaber kurz eingetragen. (A r­
tikel 2102 des C ode C iv il; Gesetz 
vom  18. April 1851, Artikel 546; G e­
setz vom  16. D ezem ber 1851, Artikel 
20. 5.)

Für Deutschland w äre der Eigen­
tum vorbehalt an Maschinen am 
besten w ohl in der W eise  zu regeln, 
daß dem Lieferer von  Maschinen 
durch Eintragung der Rechnung 
innerhalb 15 Tagen nach ihrer Aus­
stellung in das E igentum vorbe- 
halts-Register bei der Gerichts­
schreiberei seines zuständigen Land­
gerichts (Kam m er für Handelssachen, 
falls solche vorhanden) ein V orzugs­
recht auf den noch geschuldeten B e­
trag auf die Dauer von  2 Jahren 
nach Ablieferung der M aschine ge­
sichert w ird. Eine längere Zeitdauer 
als zw ei Jahre Sicherheit zu ge­
währen, kann schon aus dem Grunde 
nicht em pfohlen w erden, w eil es doch 
im w irtschaftlichen Interesse der 
M aschinenindustrie liegt, m öglichst
kurze Zahlungsfristen zu haben.

Das belgische Verfahren, die Ein­
tragung der Rechnung bei dem Land­
gericht des Aufstellungsortes der 
M aschine zu bew irken, empfiehlt sich 
für Deutschland nicht, da hier bei 
dem großen G ebiet doch gar zu leicht 
ein Irrtum durch Eintragung der 
Rechnung bei einem Landgericht 
Vorkom m en kann, w elches nicht für 
den Aufstellungsort der M aschine
zuständig ist.

Erhält die betreffende Rechnung 
den Eintragungsverm erk in das
Eigentum vorbehalts-Register, so g e ­
nügt dies bei einer Pfändung oder 
Eintritt eines Konkurses vollständig, 
um zu prüfen, ob  der L ieferer der 
M aschine für etw aige R estforde­
rungen noch ein V orzugsrecht hat. 
Ist dies der Fall, dann hat der 
L ieferer der M aschine das V orrecht 
auf die Tilgung der noch schuldigen 
Rechnungsforderung aus dem B e ­
trage, w elcher beim  Verkauf der 
M aschinen erzielt w ird.

Es ist sehr bedauerlich, daß die 
hochentw ickelte Industrie Deutsch­
lands heute noch keinen gesetzlichen 
Schutz des Eigentum vorbehalts an 
M aschinen hat und erst, durch die 
eigenartige R echtsprechung des 
R eichsgerichts aufgerüttelt, jetzt

alle Mittel in B ew egung setzen 
muß, um so bald als nur irgend m ög ­
lich zu solchem  Rechtszustand zu g e ­
langen. Der von  verschiedenen 
Seiten befürw ortete W eg , durch A b ­
änderung der betreffenden P aragra­
phen des Bürgerlichen G esetzbuches 
zum Ziele zu komm en, w ird  w ohl 
auf unüberwindliche Schw ierigkeiten 
stoßen: dagegen dürfte man durch 
eine Zusatzbestim m ung oder V erord­
nung auf dem von mir bezeichneten 
W eg e  das Ziel w ohl schneller er­
reichen.

Köln-Deutz.
E r n s t  S t o e c k e r ,  

Zivilingenieur u. gericht­
licher Sachverständiger. 

Gebührt das Patent dem  Angestell­
ten, der die Erfindung gem acht hat, 

oder dem D ienstherrn?
Darüber, ob  ein Angestellter, so ­

lange er sich nicht durch V ertrag 
ausdrücklich seiner Erfinderrechte 
begeben hat, doch die von  ihm g e ­
machte Erfindung seinem Dienstherrn 
so vollständig überlassen muß, daß 
schließlich dieser berechtigt w äre, 
sich ein Patent darauf erteilen zu 
lassen, sind bisher in Deutschland b e ­
kanntlich keine gesetzlichen Bestim ­
mungen getroffen, auch nicht in 
dem für das ganze Deutsche Reich 
geltenden Patentgesetz. Eben so 
w enig enthielten die früheren Patent­
gesetze der einzelnen deutschen 
Bundesstaaten solche Bestimmungen.

Die Institution des Patentschutzes 
ist hauptsächlich geschaffen w orden, 
um die Industrie davon abzubringen, 
daß sie ihre Erfindungen nur unter 
dem Schutze des Fabrikgeheim nisses 
ausbeutet. Es läßt sich deshalb w ohl 
behaupten, daß ein gew isser Zusam ­
menhang zw ischen  Fabrikgeheim nis 
und Patent besteht.

Es ist nun unbestreitbar, daß, w ie  
seit unvordenklichen Zeiten, so auch 
jetzt noch, nach deutschem R echt ein 
Angestellter jede von  ihm während 
seines Dienstverhältnisses gem achte 
Erfindung, die von  ihm und dem 
Dienstherrn als Fabrikgeheim nis b e ­
handelt w urde, ebenso als wenn sie 
veröffentlicht w orden  w äre, nach B e­
endigung des D ienstverhältnisses frei 
benutzen darf, daß er also sein Er­
finderrecht und das Verfügungsrecht 
über eine solche Erfindung, obgleich 
sie zunächst nur unter dem Schutze
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des Fabrikgeheim nisses ausgenutzt 
w urde, durch sein Dienstverhältnis 
nicht verloren  hat. Daran ist durch 
die Schaffung des Patentgesetzes 
auch nichts geändert w orden.

Es hat deshalb seit je in D eutsch­
land nicht an Stimm en gefehlt, die 
dafür eintraten, dem Angestellten 
auch hinsichtlich der P atenterw er­
bung das v o lle  Erfinderrecht an 
seinen eigenen Erfindungen zu 
lassen (so  w ie  er es bekanntlich in 
den Vereinigten Staaten von  N ord­
am erika hat) und dem Dienstherrn 
nur eine Ausnutzungslizenz für seinen 
B etrieb zuzugestehen.

D as R eichsgerich t nahm bis v or  
ein iger Zeit zu dieser Frage eine dem 
A ngestellten nicht günstige Stellung 
ein. Es scheint aber, daß dieser 
höchste deutsche G erichtshof nun zu 
einer anderen Rechtsanschauung g e ­
langt ist, denn in einer Entscheidung 
vom  17. April 1907*) hat der erste 
Z ivilsenat des R eichsgerichts ausge­
sprochen , daß eine w ährend des 
Laufes eines D ienstvertrags von  
einem  Angestellten gem achte Erfin­
dung nur dann dem Dienstherrn zu­
fällt, w enn dies im D ienstvertrag 
ausdrücklich vereinbart oder ent­
w e d e r  die Erfindung im besonderen 
A ufträge des Dienstherrn gem acht 
ist oder aber im B ereiche der b e ­
sonderen  dem Angestellten zufallen­
den Aufgaben liegt.

In dem der Entscheidung zugrunde 
liegenden Falle handelt es sich darum, 
daß ein W erkm eister eine D auer­
brandbogenlam pe erfunden hatte., und 
der Dienstherr klagte auf Vernichtung 
des für diese D auerbrandbogenlam pe 
erteilten deutschen Reichspatents, 
indem er unter H inw eis auf § 3 des 
P atentgesetzes behauptete, das R echt 
an der Erfindung stehen ihm zu, w eil 
der W erkm eister die Dauerbrand­
bogen lam pe w ährend des Dienstes bei 
ihm erfunden habe.

Er berief sich dabei auf den An­
stellungsvertrag , nach w elch em  der 
W erkm eister mit einem Gehalt von  
m onatlich 175 M k. angestellt w ar. 
N ach diesem  V ertrage w ar der 
M eister zw ar verpflichtet, in der

*) Veröffentlicht im Blatt für 
Patent-, M uster- und Zeichenw esen , 
B erlin , v . 28. 8. 07, Seite 176.

B ogenlam penfabrik des Dienstherrn 
sich jed erzeit zur Verfügung des 
letzteren zu halten und seine Erfah- 
ning.en auf dem G ebiete der D auer­
brandbogenlam pen nur im Interesse 
des Dienstherrn zu verw enden . D a­
von  aber, daß ihm das R echt ent­
zogen  sein sollte, über Erfindungen, 
die er in B ew ährung schöpferischer 
G eistestätigkeit auf dem G ebiete der 
Fabrikation von  D auerbrandbogen­
lampen w ährend seiner D ienstzeit
m achte, frei zu verfügen, und daß 
derartige Erfindungen von  selbst dem 
Diensiherrn zufallen sollten, enthält 
der V ertrag nichts. Ohne eine der­
artige Bestim m ung w ürde aber, w ie 
das R eichsgerich t in den Gründen 
der Entscheidung ausfüh rt, der
Dienstherr eine Erfindung, w elch e  der 
M eister auf dem bezeichneten  G e­
biete m achte, nur dann als ihm, dem 
Dienstherrn gehörig  für sich in An­
spruch nehmen können, w enn der 
M eister en tw eder einen ihm von
seinen A rbeitgeber erteilten Auftrag, 
eine Erfindung zu m achen, ange­
nommen und daraufhin die Lösung 
der gestellten Aufgabe gefunden
hätte, oder w enn die Erfindung
in den Rahm en derjenigen T ätig ­
keit des M eisters fiele, w elch e  ihm 
nach seiner Stellung im Dienste der 
K lägerin und nach der mit ihr ge ­
troffenen A brede über die A rt seiner 
Dienstleistung oblag.

Keiner dieser Fälle lag hier vor. 
Daß ein Auftrag, die Erfindung zu 
m achen, dem M eister erteilt w orden 
sei, hat K läger selbst nicht behauptet. 
W as aber die dienstliche Stellung
des M eisters im G eschäfte des
Klägers anlangt, so ergab sich so ­
w ohl aus dem V ertrage, der ihn als 
„M eister“  bezeichnet, w ie  aus der 
beaufsichtigenden Tätigkeit, w elch e  
ihm nach dem Zeugnis eines Inge­
nieurs P . gegenüber den A rbeitern  des 
K lägers oblag, nicht mehr, als daß er 
W erkm eister in der Fabrik des Klä­
gers gew esen  ist und als solcher die 
technisch richtige Fabrikation der 
D auerbrandbogenlam pen desjenigen 
S ystem s zu überw achen  hatte, w e l­
ches der K läger seinem  B etriebe zu ­
grunde legte, w eil er d ieses als das 
vollkom m enste ansah und deshalb 
auch seinen Abnehm ern empfahl. 
D arüber hinaus erstreckten  sich die 
geschäftlichen Verpflichtungen des
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M eisters clem Kläger gegenüber nicht, 
w enngleich der Kläger berechtigt 
w ar, sich bei der Ausbildung seines 
System s der praktischen Erfahrungen 
seines W erkm eisters zu bedienen und 
tatsächlich bei Versuchen, w elche 
konstruktive Neuerungen versch ie ­
dener Art betrafen, die Sachkenntnis 
und das erfahrene Urteil seines 
W erkm eisters zu Rate zog . M achte der 
M eister aber bei Gelegenheit der ihm 
als W erkm eister obliegenden Dienstes­
aufgabe Beobachtungen, w elche es 
ihm erm öglichten, fiir eine Dauer­
brandbogenlam pe eine Konstruktion 
vorzuschlagen, w elch e sich als eine 
neue darstellte und nicht auf dem 
System  der Bogenlam pen des D ienst­
herrn beruhte, vielm ehr von ganz ab­
w eichenden Grundanschauungen aus­
ging, aber doch zu einem eine Erfin­
dung darstellenden technischen Er­
folge führte, so lag hierin nach der 
Entscheidung des Reichsgerichtes 
eine Errungenschaft, w elch e der 
freien Verfügung des M eisters unter­
stand und keinesw egs von selbst dem

Dienstherrn zufiel, w elcher dem 
M eister nach den Bestimmungen des 
V ertrags, dem Gehalt, w elches er 
ihm gew ährte, und der tatsächlichen 
V erw endung seiner Arbeitskraft in 
seinem G eschäft eine höhere Stellung 
als die eines W erkm eisters nicht 
eingeräum t hatte und deshalb auch 
nur dasjenige Ergebnis seiner Arbeit 
für sich beanspruchen konnte, w elches 
aus der ihm angewiesenen Arbeit 
hervorging. Der Dienstherr hätte in 
den Vertrag eine Bestimmung auf­
nehmen können, w elch e ihm ein V or­
recht auf die von dem M eister 
v/ährend seiner D ienstzeit gemachten 
Erfindungen sicherte, auch wenn sie 
nicht in den Bereich der A rbeit fielen, 
w elche er ihm anwies. Ohne eine 
derartige Bestim mung verblieb  aber 
dem M eister das R echt der freien 
Verfügung über seine Erfindung. Es 
stand deshalb nichts im W eg e, daß 
er sie einer Gesellschaft abtrat und 
durch diese am 26. Juni 1902 zum 
Patente anmelden ließ.

Dipl.-Ing. v. B.
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gr. 8°. Hannover, H ellw ig. 08.

M. 1.50.

Geschichte der Technik und 
Industrie.

Beumer, W ilhelm : Von Friedrich
Krupp bis Friedrich Alfred Krupp. 
Int. W Schr. W issensch., Kunst u. 
Technik 08. 5. p. 139— 50. 

Bibliographie technique. L ivres scien­
tifiques et industriets publiés en 
France de juillet 1902 à juin 1907:;
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classés par sujet, par nom d ’auteur et 
par période. 400 p. 8°. Paris, Durod 
et Pinat. 07. Fr. 9,— .

Böhm ert, V ik tor: D ie Buchdruckerei, 
Buchbinderei und G eschäftsbücher­
fabrik von  Edler u. Krische in Han­
n over in ihrer 50jährigen Ent­
w ickelung von  1856 bis 1906. A r­
beiterfreund 07. 4. p. 396— 401.

Bouniatian, M en tor: G eschichte der 
H andelskrisen in England im Zu­
samm enhang mit der Entw icklung 
des englischen W irtschaftslebens, 
1640— 1840. (Studien zur T heorie 
und G eschichte der W irtschafts­
krisen II.) gr. 8°. 312 p. München,
E. Reinhardt, 08. M. 7,— .

Entstehung d. Bankwesens in England u. 
d. Entwicklung d. Kreditwirtschaft in det 
Periode 1640— 1694. Kreditkrisen von 164f 
1667 u. 1672. Qeldwirren 1695—96. — Kn 
dit- u. Handelserschütterungen in d. 2 
Hälfte des 18. Jahrhunderts. Die Krisen 
von 1793, 96, 99, 1810, 18, 19. 25, 36, 39. 
Statistik d. auswärt. Handels von Groß­
britannien 1750— 1840. Statistik d. Kon­
kurse 1780— 1840. Die theoretischen Er­
gebnisse der Studie finden sich in der 
gleichzeitig erscheinenden Abhandlung: „P e ­
riodische Wirtschaftskrisen u. Überkapita­
lismus“ .

D ithey, Frdr. O tto : D ie niederrheini­
sche Baum wollindustrie. I. D ie G e­
schichte der niederrhein. B aum w oll­
industrie. VIII. 55 p. gr. 8°. Jena,
G. Fischer, 08. M. 1,60.

Eckenstein, E d.: E ntw ickelung und 
Fortschritte der M alzfabrikation in 
den letzten 40 Jahren. 216 p. m. 
Abbildgn. L ex .-8 °. Berlin, P . 
P arey , 07. M . 5,— .

v . F reidorf: Eine Stenographier­
m aschine. Südd. MH. 08. 3. p. 318 
— 23.

Es handelt sich um die Erfindung des 
Karl v . Drais, Erfinders des Veiocipeds, 
t  1851 in Karlsruhe.

F reise, F r .: Skizzen  zur G eschichte 
der bergm ännischen F örderung bis 
um die M itte des X IX . Jahrh. 
(Sam m l. berg - und hüttenmänni­
scher Abh. 13. H eft.) 32 p. 7 Fig. 
gr. 8°. K attow itz, G ebr. Böhm ,
08. M. 1,— .

Fünfzig Jahre Schiffbau 1857— 1907. 
Zum 50jährigen Bestehen der 
Stettiner M aschinenbau-A ktienge­
sellschaft „V ulcan“ . 138 p. 4°. 07.

G orow ltz , Elisabeth geb. W illen z: 
B eiträge zur G eschichte und gegen­
w ärtigen  L age der Kleineisenin­
dustrie in Rußland. JB. G esetzgeb., 
V erw . u. V olksw . im D. R eich  08.
1. p. 93— 159. _______________________

Günther, S. und A. v . Braum ühl: G e­
schichte der M athematik. 1. T e il: 
V on  den ältesten Zeiten bis C arte- 
tesius von  S. Günther. (Sam m l. 
Schubert, Bd. XVIII.) VIII, 428 p. 
m. 56 Fig. Leipzig, G öschen, 08.

M. 9,60.
K atalog der B ibliothek des deutschen 

M useum s von  M eisterw erken  der 
N aturw issenschaft u. Technik. IX, 
271 p. L ex .8 °. L eipzig . Teubner, 07.

M. 5,— .
M ajor, Emil G ra f: Ein B eitrag zur 

G eschichte der Goldschm iedekunst 
im 16. Jahrh. Diss. 8°. Basel 08.

O stw ald, W ilh .: D er W erdegang
einer W issenschaft. 7 gem einver- 
ständl. V orträge aus der G eschichte 
der Chem ie. 2. Aufl. der „L e it­
linien der C hem ie“ . X , 316 p. 8°. 
L eipzig, A kadem . V erlag. 08.

M. 6,60.
Philipps, Ulrich B on nei: A  h istory  of 

transportation in the eastern co t- 
ton beit to 1860. 17. 405 p. 12°.
NY., M acm illan, 08. $ 2,75.

Schauerhofer, Friedrich : D ie E ntw ick­
lung des B eleuchtungsw esens. I. 
G ew erbl. R dsch . 08. 1. p. 3— 4.

Schuitze, H erm ann: D ie E ntw icke­
lung der chem ischen Industrie in 
D eutschland seit dem  J. 1875. Eine 
volksw irtschaftliche Studie mit be­
sonderer B erücksichtigung der Un­
ternehm erverbände und die Renta­
bilität der Aktiengesellschaften. 
VIII, 309 p. L ex .-8 °. Halle, Tausch
u. G rosse, 08. M. 10,— .

Zur G eschichte der W eltpost. Int. 
W S ch r. W issensch ., Kunst u. Techn.
08. 2. p. 55—60.

Technik und Kultur.

B ritsch-H eydt, G ustav : Ästhetik für 
Ingenieurbauten. Raum kunst 08,
6. p. 81— 86.

Dessauer, F rdr.: Techn ische Kultur? 
6 Essays. (A u s : H ochland.) VII, 
57 p. 8°. Kempten, K ösel, 08.

M. 1,— .
Dohrn, W o lf :  D er D eutsche W e rk ­

bund. Raum kunst 08, 3. p. 33— 35. 
L oos , V icto r : D ie Kultur des T echn i­

kers. A llg. Ing.-Ztg. 08. 5. p. 1— 4. 
Tscharm ann, H einrich: Künstler und 

Ingenieur o d e r : Städtebaukunst 1496 
und heute. Kunstwart 1. IJL 08.
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